
Ruhmſucht einen Krieg

naliſt en damit zufrieden wären, ſelbſt das Selbſtbeſtimmungs-

rung hat geſtern Miniſterpräſident Clemenceau erneut um baldige
Nitteilung betreffend Zuſammenſetzung und Zeitpunkt des Zu

r i der Kommiſſion für die Heimbeförderung der
Clemenceau bereits am 26. Mai d. J. verſprochen habe, die Ver
treter der a. und a. Mächte würden mit größter Bereitwilligkeit

unterzeichnet ſei. Der

gierung vergeblich auf die Bildung der Ententekommiſſion.
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Oer Friedensvertrag im Anterhauſe.
London, R. HJuli. (W. T. Der Friedensver

trag wurde in allen Leſungen, nachdem die iriſchen Rationaliſten
als Proteſt gegenüber der Handlung der Regie in der iri
ſchen Frage eine Abſtimmung verlangt hatten, mit 168 gegen
4 Stimmen angenommen. Die den engliſch-fran
zöſiſchen Vertrag betreffende Vorlage wurde in ſämtlichen
Leſungen einſtimmig angenommen.

Jn Jpr Rede, die Lloyd George vorher hielt, führte er
u. a. aus

Es ſei unmöglich. die Dienſtpflicht aufzuheben,bis die jetzige Lage ſich geklärt habe. Er hielte in jede t

an ſeiner Erklärung über die Politik gegenüber Rußland feſt.
Bezüglich des Gerichtverſahrens gegen denfrühe-
ren Kaiſer ſagte er: Es gehöre zu den heilſamen Wir-
kungen, wenn zum n Male das Vorgehen eines Mannes, der
vorſätzlich zum perſönlicher Erhöhung oder aus eigener

vrganiſtert, zu einem Kapitalverbrechen
geſtempelt werde.
Ueber die iriſche Fr George, das größtHindernis, das der ſei, daß die N r

m r griglaube, daß der Friedensvertrag wie ein Leuchtſein werde, eine Warnung an die Völker vor 2 e
denen das deutſche Kaiſerreich zer

e e.
Die Aufteilung der deutſchen Kolonien.

Wie aus Paris gemeldet wird, iſt die Entente nunmehr über
die Verteilung Deutſch Oſtafrikas einig geworden.
Belgien empfängt einen ziemlich großen Teil der ehemaligendeutſchen Kolonien, tritt dafür je T England ein ungeheures

ſie von PortugiſiſchOftafrita, der jedoch auch in nächſter
Zeit an England übertragen werden wird, ununterbrochen
von Kaplandbis nach Kairo führt, ab. England beabſich
tigt nunmehr, durch dieſe Gebiete die bereits ſeit langem ge
plante, transafrikaniſche Bahn Kapſtadt--Kairo zu führen. Da
durch, daß England durch den Friedensvertrag fernerhin auch
Eyrien, Paläſtina und Arabien unter ſeine Oberhoheit bekommt.

imſtande, die Bahn durch dieſe Gebiete hindurch bis zur
gdadbahn und ſodann bis nach Indien fortzuführen. Damit

wird England ſeine entfernteſten iſatlantiſchen Kolonien von
Kapſtadt bis nach Indien hindurch durch ein gewaltiges Bahnnetz
verbunden haben.

Verzögerung der Gefangenenheimkehr.

Verſailles, W. Juli. (W. T. B.) Die deutſche Regie

riegsgefangenen erſucht und dabei darauf hingewieſen, daß Herr

eine Kommiſſion zu Zweck einſetzen, ſobald der Frieden
riede ſei unterzeichnet und bereits von

Deutſchland ratifigiert. Aber immer noch warte die deutſche Re

Die Deutſche Allgemeine Zeitung ſchreibt: Obwohl nach Ar
tikel 214 des Jridere die Heimſchaffung der Kriegs
gefangenen nach Jnkrafttreten des Vertrages mit größter Be
ſchleunigung durchgeführt werden ſoll, warte die deutſche Kom
miſſion für dieſe Angelegenheit ſeit Wochen in Paris,
ohne daß die Gegenkommiſſionen bis jetzt überhaupt ernannt
ſeien. Vielleicht ſchlägt billig denkenden Neutralen, vielleicht
auch denen in den bisher feindlichen Ländern, die das Gefühl für
eine Kulturgemeinſchaft aller Menſchen noch nicht verloren haben,
das Gewiſſen, wenn ſie zwiſchen Siegen und Revuen an die
Onalen denken, unter denen immer noch, unnötig und den Ver
trägen entgegen, Hunderttauſende Unſchuldiger leiden müſſen.

Die Anslieferung der Offiziere
n der Deutſchen Ta verſucht ein Juriſt nachzuweiſen,die Aneliefermng i ziere n vie Entente unzuda

läſſig ſei, weil nach 8 9 des die Ans lieferung
eines Deutſchen zur Beſtrafung ni n darf. Frriwitig dürften

e Offiziere ſich aber nicht der Enteyie ſtellen. „Wenn wir es mit
t Japan oder den Maſſais oder

reden“, uriſt. Nimmer-eint dermehr aber dürften unſere Topſeren freiwillig r Niedertracht
der Franzoſen und Engländer ausſetzen.

„Alſo müſſen ſie

Kulturvölkern zu tun hätten,Here dann ließe 48 darüber

und dann ausgeliefertwerden. Und dazu h ſcün oſen Reichèregieru de
W leben wir doch v ſtens angeblich in

ſetzli ndhanem Jede de nahme iſt vorſä und ſtrafbare
ſt eitsberaubung: Kieuns das en der Pro

bierten iſt ſtraflos, ebenſo wie die Abwehr etwaiger Gewalt
un mögen die Kevolutionshe von heute, die

uchen.
nwendung.

rgen feindlicher ihr Heil
eder Verſuch, die Betroffenen gewaltſam ſeſtzunehmen, iſt rechts

jeder Wi deran
Worte des alldeutſchen Pfarrers b in Erinnerung, der da wünſchte,daß ſich kein 177 nen die Sreren ſeſtpanebmen,

Wenn es dem viele e ankäme, vie nverſchämtheiten und

Anzeigen bis morgens 9 Ahr erbeten, größere tags vorher.

7 das Chaok, in dem wir uns durch die von allen guten
ſern verlaſſene Politik der Regierung beſinden, zu vergrößern

Deshalb wettert er die blutigen Dilettanten, die die Regie
rungsgeſchäfte leiten findet aber kein Wort die Heldentotenbraver Offiziere in den biutdampfenden Gretchvochen in Berlin,
München und anderßwo.

Wird Wilhelm der Prozeß gemacht
Rotterdam, 22. Juli. (W. T. B.) Der Londoner Berichterſtatter

des Nieuwe Rotterdamſche Courant meldet, er erſahre von maßgebender
Seite, daß die Lage in der Kaiſerfrage jetzt folgende iſt. Die Alliiertenſind der Anſicht daß ſie den Prozeß micht fallen laſſen könunen,
weil er einen Beſtandteil des Friedensvertrages bildet, den ſie unter
zeichnet haben, und zu deſſen Durchführung ſie verpflichtet ſend. Es
iſt deshalb nutzlos, darüber zu debattieren, ob es richtig oder falſch
war, dieſe Bedingungen in den Vertrag aufzunehmen. Es wird von
Tag zu Tag wahrſcheinlicher, daß der Prozeß nicht in London
ſtattfindet. Holland wird nicht erſucht werden, den Kaiſer auszuliefern,
ſondern die Alliierten werden die holländiſche Regierung um ſeine
Uebergabe (evergave) bitten. Sie ſind der Anſicht, daß Holiand
dann ſeine Bedenken gegen die Auslieſerung fallen laſſen wird. Der
Kaiſer müßte ſich dann ſelbſt ſtellen.)

Clemeneeau vor dem Sturz
Wie das franzöſiſche linksſozialiſtiſche Blatt Le Populaire mil

teilt, ſagten bei Beſprechung in der franzöſiſchen Kammer einige
ſozialiſtiſche Abgeordnete für Dienstag den Sturz des Kabi-
netts Clemencean voraus.

Dieſe Vorausſagen haben ihren Grund in der Mißbilligung,
die die Mehrheit der franzöſiſchen Kammer der Wirtſchafts und
Ernährungspolitik des Kabinetts Clemenceau ausgeſprochen hat
Clemenceau verdrehte dieſe Tatſache, indem er die Mißbilligung
der Kammermehrheit pffiziell als nur gegen die wirtſchaftliche
Politik des Ernährungsminiſteriums gerichtet auf-
faßte. Demzufolge reichte allein der Ernährungsminiſter Boreten in und wurde der ehemalige frangsſiſo

after in Petersburg Moulens zu ſeinem Nachfolger er
nannt. Die Sozialiſten weiſen nun darauf hin, daß die Miß-
billigung nicht allein dem Miniſter Boret, ſondern der Wirtſchafts
politik des geſamten Miniſteriums Clemenceau ge-
golten habe und daß daher auch das geſamte Miniſterium zurück
treten müſſe.

Für Weltrevolution und Diktatur des
Proletariats!

Wie frangöſiſche ſogialiſtiſche Zeitungen berichten, hat auf einem

Kongreß der ſchwediſchen Linksſozialiſten, der vor
kurzer Zeit ſtattfand, der lin ke Flügel der Partei einen en t-
ſcheidenden Sieg davongetragen. Mit 182 gegen 69 Stim-
men wurde eine Reſolution angenommen. der wir folgende be-
ſonders wichtige Sätze entnehmen:

„Die ſchwediſchen Links Sozialdemokraten erblicken in der

e Weltrevolution die einzige Ret-ung der Arbeiterklaſſe und der Menſchheit aus dem Elend, in
das der Kapitalismus mit dem Weltkriege das Volk geſtürzt
hat. Sie betrachten die außerparlamentariſche direkte Aktion
der arbeitenden Maſſen als einen Weg zum Sturz der
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft und zur Eroberung
der politiſchen Macht für die Durchführung des Sozlalismus.
Die ſozialdemokratiſche Linkspartei Schwedens ſteht in der
Diktatur des Proletariats, das heißt in der poli-
tiſchen und ökonomiſſchen Herrſchaft der Arbeiterklaſſe, die not-
wendigen Vorausſetzungen zum Sozialismus,
unter dem erſt die wirkliche Demokratie möglich wird. Die
Partei bekennt ſich grundſätzlich zum Räteſyſtem.“

Es iſt bemerkenswert, daß auch in den nordiſchen Ländern.
in denen die Sozialdemokratie bisher eine recht gemäßigte Politik
vertrat, nunmehr der Gedanke des Radikalismus und der unbe-
dingten Notwendigkeit der Diktatur des Proletariats zum Durch
bruch kommt.

Der Grubenarbeiterſtreik in England.
Amſterdam, 22. Juli. Der Londoner Korreſpondent des

Telegraaf berichtet, daß der Kohlenſtreik in Yortſhire da
durch, daß 60 000 Arbeit er, die mit den Pumpen und anderen
allgemeinen Sicherungsarbeiten betraut waren, die Arbeit nieder-
legten, einen ſehr ernſten Charakter angenommen hat. Jn
Sheffield beſteht die Geſahr, daß die Stahl- und Maſchinen
fabriken den Betrieb einſtellen müſſen. Tauſende vor Arbeitern
ſind infolge der Kohlennot ſchon jetzt ohne Arbeit. Die Führer
der Bergarbeiter beurteilen die Lage als ernſt.

Der Berichterſtatter der Times meldet aus Sheffield, daß eine
in Südyorkſhire eingeleitete Unterſuchung ergeben habe, daß
bereits drei Schachtanlagen mit Waſſer vollgelaufen ſind. Jn
anderen Vergwerken ſtrömen große Waſſermengen ein. Die Be-
amten der Bergwerke trachten, die Pumpen in Gang zu halten
Man befürchtet, daß heute auch die letzten Maſchiniſten die Arbeit
niederlegen werden, wodurch die Ventilation in Frage geſtellt
und die Wiedereröffnung der Betriebe erſchwert werden würde.

Berlin, 23. Juli. (W. T. B.) Ueber die Ausdehnung der
engliſchen Streiks wird der V. Z. berichtet: Jnfolge Kohlen
mangels durch den Streik in Porkſhire ſchließen in Leoeds ſchon
einige Maſchinenfabriken, 8000 bis 10 000 Maſchinenarbeiter ſind
dadurch arbeitslos. Falls Ende der Woche keine Kotzlen kommen,
fürchtet man, daß in der Maſchineninduſtrie von Leeds ungefähritäten der Entent wei dann li darübDen e emächte u eße h eLeuten un 38 000 Mann ohne Arbeit ſein werden.

öſiſche Vor

Anzeigenpreis: 20 Pf. für den Millimeter Höhe u. Spalte; 60 Pf.

für Reklame, anſchließend an den dreigeſpaltenen Teptſeitenkeil.

a eeedannmee

Der Tag des Proletariats.
„Bruderkampf“ in Berlin.

Der impoſante und eindrucksvolle Verlauf der Kundgebungen an
21. Juli wird auch durch ergänzende Berichte aus verſchiedenen
Teilen Deutſchlands beſtätigt. Jn Berlin namentlich erhielten
die Demonſtrationen noch eine beſondere Wucht durch das Ver
ſammlungsverbot Noskes aus Proteſt dagegen ſtellten
die Arbeiter nun erſt recht die Arbeit ein. Leider ift es in den
Verſammlungen der Rechtsſozialiſten zu höchſt bedauerlichen
Tumulten und Zuſammenſtößen gekommen. Wenn man den blub
rünſtigen Schilderungen des Vorwärts und der bürgerlichen Preſſe
glauben dürfte, dann ſind in den von den Rechtsſozialiften ein
berufenen Verſammlungen, die in der Mehrzahl von Anhängern
der U. S. P. und der Kommuniſten beſucht waren, wahre Schlach
ten geſchlagen worden. Von der Verſammlung im Gewerkſchafts-
hauſe wird berichtet, daß man ſich gegenſeitig mit Stühlen und
Biergläſern bearbeitet habe.

Der Vorwärts macht natürlich weidlich in Entrüſtung gegen dis
„Unabhängigen“ und „Kommuniſten“, und die bürgerliche Preſſe
trägt noch ihr beſonderes Teil zur Aufbauſchung und Ausſchlach-
tung der Vorgänge bei. Der Krähwinklerſtandpunkt, von dem aus
in der rechtsſozialiſtiſchen Partei Politik, und beſonders „ſogzia-
liſtiſche Politik gemacht wird, läßt natürlich Blättern wie dem
Vorwärts die eigentlichen und tieſeren Urſachen der Stäupung
der regierungsſozialiſtiſchen „Führer“ und Kedner durch die
revolutionären Arbeiter Berlins nicht erkennen; oder man
geht gefliſſentlich darüber hinweg. Daß es die ganze Noskeſche
Gewaltherrſchaft iſt, die die wirklich ſozialiſtiſchen Ar
beiter geradezu zur Empörung aufpeitſcht, dafür hat natürlich der
Vorwärts bei ſeinem „ſozialiſtiſchen“ Tiefſtand kein Empfinden
mehr. Das herausſordernde Verſammlungsverbot Noskes mußte
aber dann den Faß den Boden ausſchlagen. War es doch raffiniert

Verſammlungen und Demonſtrationen unmöglich zu machen. Die
Berliner Arbeiter ſetzten daher mit Recht auf einen Schelmen
anderthalben, wenn ſie in die Verſammlungen der Abhängigen
gingen. Daß es dann zu Störungen kam, daran waren meiſt die
rechts ſozialiſtiſchen Verſammlungsleiter ſchuld,
die ſich, obwohl die Zahl der anweſenden Unabhängigen die der
ren weit überragte, weigerten, ein paritätiſches Bureau her
zuſtellen.

Nicht Rechteſozialiſten, ſondern unſere Anhänger füllten die
Verſammlungsſäle. Die Ausführungen der rechts ſozialiſtiſchen
Redner fanden ſtürmiſchen Widerſpruch. Jn mehreren Verſanum-
lungen verſtanden ſich die Einberufer dazu, auch Genoſſen aus
unſeren Reihen zu Worte kommen zu laſſen. Jn anderen kam es
zu erregten Auftritten. Richard Fiſcher, der Berliner Arbeiter
ſchaft bekannt als der Räuber des Vorwärts und als glutenfpeien-
der Nationaliſt und Kriegsſchürer, verlor alle Courage, ſeinen
Speech zu Ende zu deklamieren. Nach wenigen Sägtzen trat er ah,
Jm Gewerkſchaftshauſe ward „das Sturmzeichen“ dadurch gegeben,
daß Rechtsſozialiſten einen Kommuniſten, der ein paar Worte an
die Verſammelten richten wollte, einfach derprügelten. Auch ein
Schießheld trat auf und feuerte mehrere Schüſſe in die Menge.
Er wurde dafür windelweich geſchlagen und der Polizei übergeben.
Durch ſeine Schießerei ſind mehrere Verſammlungsbeſucher ſchwer
verletzt worden.

n

die Freiheit treffend wie folgt: Wer geſtern den von den Rechts-
ſozialiſten einberufenen Verſammlungen beiwohnte, die durch
Teilnahme von Anhängern der U. S. P. D. und K. P. D. zu
Maſſenverſammlungen wurden, der konnte mit beſonderer Deut
lichkeit feſtſtellen, wie gewaltig die Kluft iſt, die die große Mehr
heit des Proletariats von denen trennt, die ſich anmaßen, in ihrem
Namen regieren zu dürfen. Es iſt nicht bloß die Erbitterung und
Enttäuſchung, die in den Maſſen lebt, und die täglich durch die
Gewaltmethoden und die Unfähigkeit der rechtsſozialiſtiſchen Ge-

nisloſigkeit, mit der dieſe Leute der Maſſe des Proletariats
gegenüberſtehen, es iſt die völlige Preisgabe jedes ſozialiſtiſchen
Gedankens, jedes proletariſchen Empfindens, die ihnen die Maſſen
völlig entfremdet hat. Die Rechtsſozialiſten lieben es, dieſe End
fremdung mit dem Hinweis auf die „Verhetzung“ der Maſſen zu
rechtfertigen. Aber mit dieſem billigen Schlagwort iſt noch immer
die Unfähigkeit und die Tdeenloſigkeit einer jeden Regierung be
mäntelt worden, die, ausgerüſtet mit den Mitteln des Obrigkeits-
ſtaates und erfüllt von dem ungeheuer geſteigerten Vewußtſein
ihrer eigenen Wichtigkeit, es als beſondere Kunſt betrachtete, auf
der Seele des Volkes herumzutrampeln und die Maſſen mit GCe
walt unter ihren Willen zu zwingen.

Ein ſolches Verbrechen an der Seele des Proletariats hat die
rechtsſozialiſtiſche Führung auch geſtern vollbracht. Jhr iſt et
zu danken, daß der geſtrige Tag, der auch hier ein Feſttag de
internationalen Gedankens werden konnte, wiederum mit er
ſchreckender Klarheit den Gegenſatz des deutſchen Proletariats z
den rechts ſozialiſtiſchen Verderbern der Revolution oſſenbarte un

zur Freude aller bürgerlichen und feudalen Reaktionäre da
politiſchen Tiefſtand der ebertiniſchen Republik illuſtrierte. Welch
unſagbare Schande iſt doch die Störung der internationalen Ku
gebung durch Noskes Verſammlungsverbot! Noch vor wenige
Wochen war unter demſelben Belagerungszuſtand noch eine Kunt
gebung für den Frieden möglich. Jetzt werden ſelbſt die Ver
ſammlungen außerhalb der inneren Stadt verboten

So ſinkt die Regierung von Stufe zu Stufe. Und wenn e
in den Verſammlungen der Rechtsſozialiſten, die unſe

Genoſſen beſuchten, nachdem ihre eigenen von dem rechts ſog

darauf angelegt der Unabhängigen Sozialdemokrat ihn

Die Urſachen dieſer bedauerlichen Zuſammenſtöße beurteilt

walthaber geſteigert wird, es iſt vor allem die totale Verſtänd



litiſchen Gewalthaber verhindert worden waren
Zwiſchenfällen gekommen iſt, ſo trägt die Schuld
waltpolitik. die immer neue Erregung und Empörung
Maſſen wirft.

nicht verziehen werden. Sie wird dazu beitragen die
ten Stützen ihrer Macht innerhalb des

zen der proletariſchen Jnternationale ſtellt.“
Die Demonſtrationen ſind vorüber. Die Noskeregierung hat ge

tan, was ſie konnte, ihr Schwierigkeiten zu bereiten. Tiefer denn

h aberüber allem ſteht der ſozialiſtiſche Wille des Prole-
Ihn von rechtsſozialiſtiſchem Verrat zu läutern, ſoll

je Rafft die Kluft zwiſchen Rechtsſozialiſten und U. S.

tarigts.
weiterhin unſere Aufgabe ſein.

Wien im Zeichen des Generalſtretks.
Wien, 21. Juli. (W. T. B.) Wien ſtand heute im Zeichen

des Generalſtreiks.

waren alle Geſchäfte, Gaſthäuſer, Kaffeerhäuſer und Kaufläden
durchweg geſchloſſen. Auch der Verkehr der Straßenbahn
war vollkommen eingeſtellt.
der kommuniſtiſchen Partei vormittags im Jnnern und in den
Ardeiterbezirken veranſtalteten Verſammlungen und
Straßenumzüge nahmen einen vollkommen ruhigen
Verlauf. Jn den erſten Vormittagsſtunden durchzogen in allen
Bezirken vieltanſendköpfige Reihen von Kundgebenden die Straßen
unter Verantragung von roten Fahnen und Tafeln mit verſchiede-
nen auf die Bedentung des Tages bezugnehmenden Jnſchriften.
Sie verſammelten ſich an beſtimmten Orten, wo ſozialdemokratiſche
und kommuniſtiſche Redner Anſprachen hielten. Nach den Kund-
gebungen löſten ſich die Züge auf und zerſtreuten ſich überall in
volſter Ruhe.

Wien, 22. Juli. (W. T. B.) Nach Berichten des tſchecho
ſlowakiſchen Preßbureaus verliefen geſtern die Verſamm-
lungen und Kundgebungen in Böhmen und Mäh-ren in vollkommener Ruhe. Jn den Proteſtverſammlungen der
deutſchen Sozialdemokratie in Prag wurde eine Reſolution an-
genonimen, worin auch gegen die Friedensverträge von Verſailles
und St. Germain proteſtiert wird. Jn Laibach überreichten die
Sozialdemokraten dem Präſidenten der Landesregierung ein
Memorandum, worin gefordert wird, daß ſich der Südſlawenſtaat
nicht in innere Angelegenheiten der ruſſiſchen und ungariſchen
Republik einmiſchen dürfe, und alle wegen parteipolitiſcher Ueber
trekung in Haſt befindlichen Perſonen in Freiheit geſetzt werden
ſollen.

Aus Frankreich.
Verſailles, 22. Juli. (W. T. B.) Der Nationalratder franzöſiſchen Gewerkſchaften ſehte geſtern die

Verhandlungen über den abgeſagten Generalſtreik fort. Aus
den Berichten der Sekretäre einzelner Gewerkſchaften ging hervor,
daß die Arbeiter über die Vedeutung des Streiks nicht genügend
aufgeklärt waren und daß der Streik, wenn man ihn nicht ver-
ſchoben hätte, zu einem Fiasko hätte führen müſſen. Die Sekre-
täre der Eiſenbahner und Poſtbeamten ließen keinen Zweifel dar
über, daß die Mitglieder ihrer Gewerkſchaften nicht durchweg ge-
willt waren, den öffentlichen Verkehr am 21. Juli lahmzulegen
Der Nationalrat nahm dann eine Entſchließung an, in der die
wirtſchaftliche und finanzielle Volitik des Miniſteriums verurteilt

ird, daß eine Beſſerung der Lage in Frankreſch nicht
swechſlung einzelner Perſonen, ſondern nur durch einen

der Grundſätze die den berechtigten Wünſchen
eiterklaſſe entgegenkommen, erzielt werden könne.

Militäriſche Gewaltherrſchaft.
Am Freitag und Sonnabend kam es in Jnſterburg zu

blutigen Unruhen. Der Arbeiterrat, der Vorſtand des
Kreisvereins der S. P. D. und die ſozialdemokratiſche Fraktion
der Stadlverordnetenverſammlung haben infolgedeſſen an den
Reichswehrminiſter, den Miniſter des Jnnern und das General-
kommando Königsberg folgende Drahtung gerichtet:

„Am Freitag, den 18., kam es nach dem Einrücken der 9. Jäger
zu Pferde auf dem Neuen Markt zu blutigen Zuſammen-
ſt ö en. Am Sonnabend verſuchte dann ein größerer Haufe,
etwa 200 Mann, mit Seitengewehren, Revolvern und Handgrang-
ten bewaffnet, die Feſte zweier Gewerkſchaften zu ſprengen. Beim
Angriff auf die Vergnügungslokale gab es vier Tote und mehrere
Verwundete. Da es uns ſeit Revolutionsbeginn gelungen iſt, alle
Gewaltakte auch ohne militäriſches Eingreifen zu verhindern, im
Gegenteil das beſte Einvernehmen zwiſchen der arbeitenden Be
völkernng und den hier garniſonierenden Truppenteilen beſtand,
erſuchen wir:

1. die Jäger zu Pferde ſofort abzutransportieren;
2. weitere Grenzſchutztruppen unter keinen Umſtänden herzu-

legen;
3. den übrigen Jnſterburger Truppen das Tragen von Waffen

auſter Dienſt zu verbieten.
Nachdem Staatskommiſſar Winnig der in Jnſterburg eintraf,

mit den Vertretern der Gewerkſchaften und dem Magiſtrat ver
handelt und ber dieſer Gelegenheit verſprochen hat, Sorge dafür
tragen zu wollen, daß für Beſeitigung der Mißſtände baldmöglichſt
geſorgt werde, iſt heute in Jnſterburg alles ruhig.“

Die hier geſchilderten Vorgänge reihen ſich den Gewaltakten der
Grenzſchutztruppen gegen unſere Genoſſen in Königsberg würdig
an. Bezeichnend iſt es, daß dieſe Truppen in Jnſterburg wie
übrigens ſchon früher in Neidenburg gegen die dortigen rechts-
ſozialiſtiſchen Arbeiter vorgegangen ſind. Die Hetze der kaiſer-
treuen Offiziere trägt ihre Früchte; die aufgeputſchten Soldaten
ſtürzen ſich in Ermangelung unabhängiger oder kommuniſtiſcher
„Verſchwörer“ auf die friedlichen Veranſtaltungen rechtsſozia
liſtiſcher Gewerkſchaften und richten unter ihnen ein förmliches
Bluthad an. Da dieſer Vorgang keineswegs vereinzelt daſteht,
illuſtriert er in kraſſer Weiſe die Ohnmacht der Regierung ihren
militäriſchen Schoßkindern gegenüber und die Früchte der Politik,
die Noske in ſeinem Reſſort getrieben hat.

„Demokratiſcher“ Parteitag.
Am Sonnabend, Sonntag und Montag hielt in Berlin die

„Deutſchdemokratiſche“ Partei ihren Parteitag ab. Es ging zu
weilen recht heftig zu. Jn dieſer bürgerlichen Miſchmaſchpartei,
die ſich zur Nationalverſammlungswahl aus den Anhängern der
verſchiedenſten bürgerlichen Parteien gebildet hat, beſtehen ganz
gegenſätzliche Auffaſſungen zu den einzelnen politiſchen Fragen.
So wurde zur auswärtigen Politik von dem Abg. Freiherrn von
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fordert. Das veranlaßte den Abg. Naumann zu ſcharfem Wider-rus der eine ſtürmiſche Szene auf dem Parteitag auslöſte. Auch

die Haltung Schiffers erfuhr eine ſehr verſchiedenartige Be-
urteilung bei ſeinen Parteigenoſſen. Die Einigkeit war aber ſofort
wieder hergeſtellt, wenn es abzuſtimmen galt über Anträge, deren
Tendenz ſich gegen die Arbeiterſchaft richtete. So fand
in Antrag des Demokratiſchen Vereins Braunſchweig, der die
Arbeiterräte ihrer politiſchen Rechte vollkommen entkleiden ſoll,
aſt einſtimmige Annahme. Den Arbeitern a Herren
demokraten gnädigſt das Recht zu, „Minräger Produllien

zu unliebſanen
daran dieſe Ge

n die

Aber dieſe Abſcheulichkeit wird den rechtsſozialiſtiſchen Fü S
e Be

deutſchenProletariats zu untergraben und den Bruderparteien
des A uslandes, allen Parteien der Inkernationale, die Grkenntnis
zu bringen, daß ſich die rechtsſozialiſtiſche Partei dank der ver
räteriſchen Politik ihrer Führer ſelbſt außerhalb der Gren-

Mit Ausnahme der Bäckerläden und Lebens-
mittelgeſchäfte, die in den erſten Morgenſtunden offenhielten,

Die von der ſozialdemokratiſchen und

Deutſche Rutlonglverſammlung

63. Sitzung, Dienstag, den W. Juli 1919, 10 Uhr.
Die zweite Beratung des Verfaſſungsentwurfs

wird mit dem Artikel 18 (territorigale Gliederung des Reiches)
fortgeſetzt. liegt der Kompromißantrag Löbe (Soz.), Trim-
born eile (Dem.) vor. Nach dieſem Antrag bedürfen
Gebietsänderungen oder Neubildungen von Ländern innerhalb des
Reiches der Zuſtimmung der beteiligten Länder und der Be-
ſtätigung durch Reichsgeſetz. Stimmen die Länder nicht zu, ſo
kann eine Neubildung durch Reichsgeſetz (Ausſchu uß, ver
r Reichsgeſetz) erfolgen, wenn die Bevi erung ſie
will und ein überwiegendes Allgemeinintereſſe ſie erheiſcht. e
Abſtimmung der Bevölkerung erfolgt, wenn ein Drittel der Wahl
berechtigten des abzutretenden Gebietes es verlangt. (Ausſchuß:
wenn ein Viertel der wahl berechtigten oder die politiſchen oder die
kommunalen Vertretungen eines Viertels der beteiligten Bevölke
rung es verlangen.) Jum Beſchluß einer Gebietsänderung ſind
mindeſtens drei Fünftel der Stimmen aller a er
forderlich. Bei Abtrennung von Bezirksteilen iſt der Volkswille
des ganzen Bezirks feſtzuſtellen. Ein Streit über die Vermögens-
auseinanderſetzung wird durch den Stagatsgerichtshof für
Deutſche Reich entſchieden. Der Kompromißantrag will ferner
in die Uebergangsbeſtininungen einen neuen Artikel 1654 a auf
nehmen, wonach die Beſtimmungen des Artikels 18, die für den
Fall gelten daß die Länder nicht zuſtimmen, erſt zwei Jahre nach
Verkündung der Reichsverfaſſung in Kraft treten. Durch den
Kompromißantrag ſind die meiſten zur Ausſchußfaſſung geſtellten
Anträge hinfällig geworden. Ein deutſchnationaler Antrag will
die Beſtimmungen die ſich auf die mangelnde Zuſtimmung der
Länder beziehen, ganz ſtreichen. Die Abgg. Dr. Heinze (D. Vp)
und Genoſſen beantragen, daß bei mangelnder Zuſtimmung der
Länder eine Neubildung oder Gebietsänderung nur durch ein ver
faſſungsänderndes Reichsgeſetz erfolgen kann, wenn das Reichs-
intereſſe es erheiſcht. Jn Verbindung mit Artikel 18 werden die
Artikel 62 und 64 (Stimmrecht und Vertretung der Länder im
Reichsrat) beraten. Nach Artikel 62 hat im Reichsrat ſedes Land
mindeſtens eine Stimme; bei den größeren Ländern entfällt auf
eine Million Einwohner eine Stimme. Kein Land darf durch
mehr als zwei Fuünftel aller Stimmen vertreten ſein. Deutſch
Oeſterreich erhält nach ſeinem Anſchluß Sitz und Stimme im
Reichsrat. Nach Artikel 64 werden die Länder im Reichsrat durch

Verwaltungen der preußiſchen

wilde Staatengründungen zu verhindern.

e

Mitglieder ihrer Regierung vertreten, jedoch wird die Hälfte der
preußiſchen Stimmen nach Maßgabe eines Landesgeſetzes von den

Provinzen beſtellt. Zu Artikel 62
beantragen die Sozialdemokraten die Abänderung. daß Länder,
die weniger als eine Million Einwohner haben, nur dann ſtimm-
berechtigt ſind, wenn durch Reichsgeſetz anerkannt wird, daß über
wiegende wirtſchaftliche Gründe eine beſondere Vertretung er-
fordern. Zu Artikel 64 beantragen die Unabhängigen Sozial-
demokraten, daß die preußiſchen Stimmen nicht von den Pro-
vinzigalverwaltungen, ſondern von den Provinziallandtagen, und
zwar auf Grund des Reichstagswahlrechts zu beſtellen ſind. Abg.
Dr. Heinze (D. Vp) beantragt den Zuſatz, daß die Stimmen ein-
heitlich für jedes Land abzugeben ſind.

Abg. Soll mann (Soz.): Wir ſtimmen dem Kompromiß-
antrage zu und lehnen den Antrag der Deutſchnationalen ab

Abg. Ka a s (Zir.): Berechtigten Wünſchen nach Neubildungen
muß der Weg geöffnet werden. Ebenſo nachdrücklich ſind aber

Die Bewegung nach
Selbſtändigkeit der Rheinlande iſt da. Jn der rheiniſchen Frage
muß namentlich die Schwerhörigkeit der preußiſchen Regierunnunmehr aufhören. Die Rheinländer werden c unauſtselich
mit dem Reiche verbunden fühlen, wenn ſie in ihm eine Stellung

bekommen, die ihrer politiſchen und kulturellen Leiſtungsfähigkeit
entſpricht. (Lebhafter Beifall.)

Abg. Falk (Dem.): Die Revolution hat wohl Throne ge-
ſtürzt, aber die Zerſplitterung Deutſchlands hat ſich als eine
Macht erwieſen, an der auch die Revolution zerſchellte. Trotzdem
marſchiert der Gedanke des Einheitsſtaates. Wir werden alle
Kräfte in Bewegung ſetzen, um die Teilung Preußens zu ver-
hindern. Der Entwicklung, die Art. 18 herbeiführt. gegenüber er-
ſcheint uns der Einheitsſtaat mit dem Unitarismus als das
kleinere Vebel. Bis zuletzt werden wir den preußiſchen Staat
als ein Ganzes verteidigen. Beifall rechts.)

Preußiſcher Miniſter Heine: Preußen iſt weit entfernt von
jedem preußiſchen Partikularismus. Wir in Preußen verſtehen
auch die Gründe, die leider zu einer gewiſſen Abneigungegen Preußen leider auch bei einem Teil der preußiſchen
Kersllexung ſelbſt geführt haben. Der Artikel 18 entſpriche in

ſeiner jetzigen Faſſung nach meiner Meinung den Bedürfniſſen,
die ſowohl bezüglich der freien Weiterentwicklung der beſtehenden
Organiſationen wie auch der Sicherung und Benutzung deſſen, was
ſchon vorhanden iſt, beſtehen. (Beifall.)

Abg. Dr. Hein (D. Vp.): Eines der W unſerer
Gegner iſt die Zertrümmerung Preußens geweſen. Wer Preußen
vernichtet, trifft Deutſchland ins Herz. Ein zerſchlagenes Preußen
würde in ein Dutzend Mittelſtaaten zerfallen, denen das geſunde
Staatsgefühl fehlen würde und die einem maßloſen Partikula-
rismus frönen würden.

Heſſiſcher Juſtizminiſter v. Brentano: Uns gegenüber
tritt man direkt beleidigend auf. Man ſpricht ſogar von Landes-
verrat.
Bollwerk für die deutſche Sache ſein, als es andere Staaten mit
hakatiſtiſcher Färbung geweſen ſind.

tritt gezwungen.)
Abg. Dr. Haaſe (U. S.): Das Komvromiß weicht einer klaren

Entſcheidung aus. Die Entwicklung geht aus den Einheitsſtaat
hinaus. in den Preußen aufgehen muß. Aber auch die ſüddeutſchen
Staaten müſſen folgen.

Ein Schlußantrag der Mehrheitsparteien wird mit ge-
ringer Mehrheit angenommen. Mehrere Abgeordnete, a
(Dem.), Ludewig (Dem.), Mittelmann (Dn.), Hoffmann-Lud-
wigahafen (Ztr.), Wachhorſt (Dem.), Hampe (Dn.) und Dr. Luppe
(Dem.) bedauern die Wortabſchneidung. Nach Annahme einiger
von den Abgeordneten Luppe und Ludewig (Dem.) beantragten
geringen Aenderungen wird der Kompromißantrag der Abgeord
neten Loewe (Soz.), Trimborn (Ztr.) und Heile (Dem.) zu
Artikel 18 in namentlicher Abſtimmung mit 169 gegen 71 Stimmen
bei 16 Stimmenthaltungen angenommen. Artikel 62 wird in
der Ausſchußfaſſung mit einem vom Abg. Luppe (Dem.) be
antragten Zuſatz angenommen, wonach das Stimmenverhältnis
im Reichsrat jeweils entſprechend der Volkszählung neu geregelt
werden ſoll. Artikel 64 wird unter Ablehnung aller Abände-
rungsanträge unverändert in der Ausſchußfaſſung angenommen,
ebenſo der Artikel 164 a.

Dann wird die geſtern ausgeſetzte Abſtimmung über den Artikel

Eingliederung des Räteſyſtems in die Verfaſſung,
vorgenommen. Sämmtliche Abänderungsanträge werden bis auf
den Antrag Delius-Dortmund (Dem.), der im Reicheswirtſchafts
rat und in den Bezirkswirtſchaftsräten nicht „die wichtigſten Be-
rufsgruppen“, ſondern „alle wichtigen Berufsgruppen“ vertreten
ſehen will, abgelehnt. Mit dieſer Aenderung wird der Artikel 162
in der Ausſchußfaſſung angenommen. (Zu dem geſtern erledigten
Artikel 152 (Bodennutzung) wird noch der Antrag Auer (Soz.),
der die Aufhebung der privaten Reg ate und Mut ungsrechte ver
langt, mit 182 gegen 118 Stimmen angenommen. Darauf wird die

das

Der Staat, wie wir ihn planen, würde ein beſſeres

a (Redner wird ſchließlichdurch lebhafte Schlußrufe aus allen Teilen des Hauſes zum Ab
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n nen. gr.): Gs iſt merkwürdig, daß in der freieſten
unkt durch eine

Abg. Dr. Kahl e oder Angſt, alſo keine vernünftigen Motive für ng haben ſolche Beſtimmung
diktiert. Die deutſchen Fürſten haben ſich der Revolution gegen
über korrekt bis zur che gezeigt. Sie können nur wieder

wenn, was ich ihr nicht wünſche, die Republik abwirt

ſ aftet. gAbg. Braun Franken (Soz.): Die Monarchie von er wäre
nur ein kurzes Jntermezzo. Die Monarchie hat in Jahrhunderte
langer Arbeit tiefe Wurzeln ins Volk getrieben und ganze Gene-
rationen in ihrem Geiſte erzogen. Wir werden alles tun, um die
Republik vor ihr zu ſchützen. Die Verfaſſung iſt nicht nur für
die nächſten Jahre beſtimmt, ſondern auch für Zeiten, wo ſolche
Beſtimmungen wichtig werden. Das gute demokratiſche Gewiſſen
muß für dieſe ſein.

Abg. Seeger U. S.): Die wirklichen Demokraten der Welt wer-
den aus der Beſtimmung entnehmen, wieweit der Republikanis
mus in Deutſchland verankett iſt.

Abg. Nuſchke (Dem.): Die Anträge gegen die Mitglieder
früherer regierender Familien ſind nichts weiter als Angſtprodukte.
(Widerſpruch b. d. Soz.)

Abg Gröber (Zir. ſtellt feſt, daß das Zentrum von vereinzel
ten Abgeordneten abgeſehen, ſeinerzeit gegen das Sozialiſtengeſetz
geſtimmt haben.

Der Antrag der Unabhängigen wird durch Auszählung
mit 123 gegen 117 Stimmen angenommen.

Nach Artikel 167 ſollen die Poſt- und Telegraphenver-
waltungen Bayerns und Württembergs im Wege
der Verſtändigung bis zum 1. April 1921 auf das Reich übergehen.
Jſt bis zum i. Oktober 1620 keine Verſtändigung erfolgt. ſo ſoll
durch Reichsgeſetz über die Uebernahmebedingungen und durch ein,
Schiedsgericht über die Höhe der Entſchädigung entſchieden werden.
Gleiche Beſtimmungen trifft Artikel 1688 für die Uebernahme der
Staatseiſenbahnen und der Waſſerſtraßen auf das Reich. Beide
Artikel werden angenommen mit einem gemeinſamen
Antrage des Zentrums, der Deutſchnotionalen, der Demokraten
und der Sozialdemokraten. wonach beim Mangel der Verſtändigungdie ſang Uebernahmebedingungen durch den Staalsgerichts
hof zu entſcheiden ſind.

Berichterſtatter hatte mitgeteilt, daß nach
den gepflogenen Verhandlungen Bayern und Würitemberg mit
dieſer Löſung der Frage einverſtanden ſeien. rer er
klärte ſich auch Reichskommiſſar Dr. Preuß damit einverſtanden.
Er ſprach noch der preußiſchen Regierung und dem preußiſchen
Eiſenbahnminiſter den beſonderen nk der ierung für
die Führungen der Verhandlungen aus. Entſprechend einem
Antrag des Abg. Koch- Kaſſel (Dem.) wurde dem Reiche auch die
Verwaltung aller Seezeirhen übertragen.

Auf Antrag Dr. Düringer (Dn.) wird ein Artikel 169 a ein
gefügt. wonach eine Eidesleiſtung rechtswirkſam auch in der Weiſe
erfolgen kann. daß unter Weglaſſung der religiöſen Eidesform
einfach erklärt wird. „Jch ſchwöre“. Auf re Dr.
(Tem.) wird ein Artikel 171 a eingefügt, wonach die Aufhebung
der Orden und Ehrenzeichen auf die Kr hrenzeichen der Jahre
1914 bis 1919 nicht angewendet werden ſo

Zu Artikel 172, wonach bis zum
Zuſammentritt des erſten Reichstages

die Nationalverſammlung als Reichstag gilt und der r
Reichspräſident bis zur gültigen Wahl eines Nachfolgers Präſi
dent bleibt, erklärt Abg. Dr. von Delbrück (Dn.), daß ſeine
Partei den Artikel ablehne, aber keinen Antrag ſtelle, weil es
Aufgabe der Reichsregierung wäre, zu ſagen, wie lange noch die
Tätigkeit der Nationalverſammlung unbedingt erforderlich ſei.

Reichskommiſſar Dr. Preuß: Ein beſtimmter Termin braucht
nicht in dieſen Uebergangsbeſtimmungen zu ſtehen. die
Nationalverſammlung und jede Partei ohne Ausnahme ihr Man
dat nicht verlängern wird, iſt ſelbſtperſtändlich. Sobald es möglich
iſt, das Ende abzuſehen, wird die Wahl feſtgeſetzt werden.

Abg Haußmann (Dem.): Urſprünglich war vom Ausſchuß
beabſichtigt, Termine anzuſetzen. Es erwies ſich aber als nicht
möglich.

bq. Haaſe (U. S.): Die Nationglverſammlung iſt
r mehr der Ausdruck der Macht verhältniſſe
im Reiche.Abg. Quarck (Soz.): Wir ſind darüber einig, daß der Schein
vermieden werden muß als blieben wir der Mandatsverlängerung.
wegen zuſammen.r ußmann (Dem.) ſtellt die Einmütigkeit des Hauſes
darüber ſeſt, daß niemand einen feſten Endtermin der National
verſammiung feſtfetzen will, da ein ſolcher Termin bisher nicht in
Vorſchlag gebracht worden iſt.

Abg. Dr. Cohn (U. S.) widerſpricht dem Vorredner und ver
langt die Wahl des erſten Reichstages ſpäteſtens

zum i. Dezember. vNach kängerer Debatte wird der Antrag der Unabhängigen, der

dahin geändert iſt, daß nder erſte Reichstag am 18. Januar 1820 gewählt
ſein muß, gegen die Stimmen der Unabhängigen und der Deutſch
nationalen abgelehnt. (Große Heiterkeit.)

Artikel 172 wird in der Ausſchußfaſſung angenommen.
Der Schlußartikel 173 gelangt ohne Ausſpra zur Annahme.
Nach weiterer Ausſprache werden die vom Ausſchuß beantragten

Entſchließungen, die Regierung möge eine Reichsvermittlungs-
ſtelle einrichten, ferner die Frage zu prüfen, ob und inwieweit die
Kleinſtaaten unter einer Million Einwohner beſeitigt werden
können, und endlich ein Geſetz über die Aufhebung der
Militärfuſtiz mit der größten Beſchleunigung einzubringen,
ſämtlich angenommen.

Nach einem r Präſidenten Fehrenbach wird die
Sitzung um 734 Uhr geſe en.Sanhit iſt die zweite ung der Verfaſſungsvorlage beendet.

Nächſte Sitzung vormittag 10 Uhr: Entgegen-*
nahme einer Erklärung der Reichsregierung.

Der Vorwärts gegen Noske.
Wohin Noske gekommen iſt, das wird durch nichts deutlichergekennzeichnet als daburgh daß jetzt ſogar der Vorwärts, der doch.

woa! ich genug täglich und ſich des Verrates am Sozialis
roletariat ſchuldig macht, gegen Noske vorgeht und

ihm ſchwere Vorwürfe macht. Der Grund liegt vor allem in dem
Verhalten Noskes gegenüber dem kürzlich gegründeten Re f ubli
kaniſchen Fü erbund, der bekanntlich dem Zuſammen-
chluß und der Eördernvg 717 t der Reichswehr mit wahratt aufrichtiger republikaniſcher Geſinnung dienen

ſoll. Der Vorwärts hatte ſich ſofort für dieſen Bund aufs höchſte
begeiſtert und ſein Redakteur Kuttner hatte ihm ſogar einen be
fonderen Vortragsabend gewidmet. Man kann daher das Entſetzen
des Vorwärts verſtehen, als er jetzt folgendes Telegramm von Noske
erhielt:

Der Vorwörts behauptet am Freitagabend, die Be Wer des
Republikaniſchen Führerbundes hätten für ihren Plan bei mir

S S



c 22wir dige ſdi.imeti ich erdie Gründung nicht verhindern zu irre
aber dann eine Organiſation mehr entſtehe, gegen
Wirken in der Reichswehr ich würde ſpäter Ste

nehmen müſſen. Noske.Dieſe zyniſche Erklärung Noskes, der damit ganz offen erklärt,er werde gegen die republikaniſche ein nur in
der Reichswehr vorgehen (man erinnere ſich hierbei, da e
gegen die Gründung verſchiedener monarchiſtiſcher Offiziers
verbände nicht s eingewendet hat), ſchlägt denn auch für den Vor
wärts dem Faß den Voden aus. dem das Blatt an die ver
abſcheuungswürdigen Gewalttätigkeiten der Reichswehrtruppen in
Königsberg i. Pr., wo die Söldlinge die Stadtverordnetenverſamm
lung geſprengt und z unabhängige Stadtverordnete „verhaftet“
hatten, und in Hamburg, wo ſie rverwundete in einem La
zarett mit Koppeln und Fäuſten aufs furchtbarſte mißhandelt
hatten, erinnerte, erklärte es dabei:

Jedenfalls zeigen dieſe Vorfälle zur Genüge, daß der Fein inder Reichewehr noch Tr zu wünſchen
rminiund der Reichswe iſker täte beſſer, ſich mit

aller Energie gegen dieſe Vorfälle zu wenden, anſtatt dem Repu
blikaniſchen Führerbund Steine in den Weg zu werfen, der einen
Geiſt in der Reichswehr ſchaffen will, der ſolche Vorfälle un
möglich macht.

Es mag dem Vorwärts allerlei Ueberwindung gekoſtet haben,
einmal wider den Stachel Noskes zu löcken. Aber lange wird es
nicht dauern, und der „Reichswehrminiſter“ und ſeine Garden haben
in ihm wieder den bedenkenloſeſten Verteidiger.

Paläſtina, das „gelobte Land Amſterdam, 22. Juli. DasVreſſeburean Radio meldel aus Neuyork: Die zioniſtiſche Organi-
ſation von Amerika teilt mit, daß anderthalb bis zwei Mil-
lionen Juden von allen Teilen der Welt nach Paläſtina
gehen werden. Man erwartet, daß eine Million aus Rußland
kommen wird.

Die Standgerichtswirtſchaft in Bayern.
Berlin, 22. Juli. (W. T. B.) Laut B. T. wurde das

Fran ger ch in Bayern mit Wirkung vom 1. Auguſt durch amt-liche Verfügung aufgehoben; aber der am 8l1. Sut 1914 über

Bayern ver Kriegszuſtand wird vorläufig aufrechterhalten.
An Stelle des Standgerichtes treten am 1. Auguſt die durch neues
Geſetz errichteten Volksgerichte bei inneren Unruhen.

Vor dem Stand gericht wird ſich heute der frühere Praäſi-dent des baveriſchen dent de amiee Dr. Otto Neu
rath, wegen Beihilfe zum Hochverrat zur Zeit der Münchner
Räterepublik verantworten. orgen erſcheint der ruſſiſche
Kommuniſt Axelrod vor dem Standgericht.

Ein Blutbad in Warſchau.
Wie polniſche Blätter berichten, kam es vor einigen Tagen in

Warſchau zu ſchweren Unruhen. Jnfolge der außerordentlich
niedrigen Löhne zogen mehrere tauſend Arbeiter und Arbeiterin-
nen, die bei öffentlichen Arbeiten verwendet wurden, vor das
polniſche Landtagsgebäude und verlangten von dem gerade tagen-
den polniſchen Landtag eine Lohnerhöhung. Da die Maſſen
auf Aufforderung nicht auseinandergingen, gaben Militär und
Polizei Feuer, wodurch eine größere Anzahl Arbeiter getötet und
verwundet wurde. Nach bewährten Muſtern erklärte im
Landtag Miniſter Wojciechowſki, daß dieſe und andere Unruhen
Früchte einer eifrig betriebenen „bolſchewiſtiſchen“ Agitation unter
der arbeitenden Bevölkerung oon Warſchau, Krakau, Czenſtochau
und im Dombrowaer Jnduſtriegebiet darſtellen.

Engliſcher Rückzug aus Rußland.
London, 232. Juli. (Reuter.) Churchill teilte im

Unterhauſe mit, daß alle britiſchen Truppen mit
Ausnahme der Freiwilligentruppen und der Militärmiſſion, falls
ſich keine Zwiſchenfälle ereigneten, aus Nord- Rußland

urückgezogen werden ſollen, bevor das Weiße Mrer AUle-
oren iſt.

Aus der Provinz.
Verleumdermethoden.

Genoſſe BuhleDelitzſch, der auch in der Halliſchen Preſſe kürzlich
anläßlich der Landarbeiterbewegung, heftig angegriffen wurde, ſchreibt

uns: Seit einigen Tagen läuft ein Artikel faſt durch die geſamte
bürgerliche Preſſe des Bezirks, der von der Verhetzung der Land-
arbeiter durch meine Perſon ſpricht und der nicht unwiderſprochen
bleiben darf. Zunächſt ſei bemerkt, daß die in Frage kommende Ver-
ſammlung ſchon neun Wochen zurückliegt. Damals den Bericht zu
bringen, ſchien den Verleumdern nicht angebracht zu ſein, denn die
gemachten Ausführungen wären den Verſammlungsteilnehmern noch
in gutem Gedächtnis geweſen und ein jeder hätte ſofort gemerkt, daß
nur eine wüſte Hetze beabſichtigt war. Deshalb waren die Arrangeure
etwas vorſichtig und hielten den gefälſchten Bericht zurück, bis er
ihnen angenehm in den Kram paßte. Dieſen Zeitpunkt hielten ſie
jetzt, wo in verſchiedenen Teilen des Reiches Landarbeiterſtreiks aus
gebrochen ſind, für gekommen, um ihren giftigen Pfeil gegen mich
zu ſchleudern. Aber ihre Spekulation glückt auch heute noch vorbei.
Jeder Teilnehmer der damaligen Verſammlung wird ſich auch jetzt
noch entſinnen können daß die in Frage ſtehende Rede nicht in der
Aufmachung gehalten worden iſt wie ſie der Bericht wiedergibt.
Warum nun aber dieſes verleumderiſche Machwerk Weil man einen
unbequemen Mahner los ſein und die eigenen Sünden verdecken
will, deshalb ſchreit man nach der beliebten Methode. Haltet den
Dieb! Man fürchtet einen Landarbeiterſtreik und verſucht die Ur-
ſachen der Unzufriedenheit in der Landarbeiterſchaft vom eigenen
Konto abzubuchen und ſie dem allgemeinen Konto parteipolitiſcher
Verhetzung zuzuſchreiben. Wie liegen die Dinge Am 10. März
dieſes Jahres trat die Arbeitsgemeinſchaft für die Landwirtſchaft zur
Feſtlegung der Lohn reſp. Ärbeitsbedingungen für die landwirt-
ſchaftlichen Arbeiter des Kreiſes Delitzſch zu einer Si dung zuſammen.
Von den Vertretern der Arbeiter wurde ich damals gebeten, in der
Sitzung mit zugegen zu ſein. Da auch die Arbeitgeber einen Berater
mit hinzugezogen hatten, wurde meine Anweſenheit allſeitig als be
rechtigt anerkannt. Nach ſtundenlanger Beratung hatten wir den
Deputatlohn für vollwertige Arbeiter auf 830 Mk. pro Jahr feſtgeſetzt,
während an Barlohn als Höchſtſatz 28 Mk. pro Woche für Geſchirr
führer gezahlt werden ſollte. Die Lohnſätze der übrigen Arbeiter
wurden dann entſprechend nach unten geſtaffelt. Entſprach das er
zielte Reſultat auch nicht den geforderten Sätzen, ſo konnte man doch
annehmen, daß die Arbeiter ſich ſchließlich vorläufig damit abfinden
würden. Dieſe Meinung mußte man allerdings ſofort korrigieren,
als die Landwirte die Abmachungen durch den land wirtſchaftlichen
Verein im Druck herausgaben. Die ſahen ganz anders aus, als die
gemeinſam feſtgelegten Bedingungen. Der Deputatlohn war von
830 M. auf 695 M. pro Jahr herabgedrückt, die Arbeitszeit war verlängert,
die Entlohnung der Kriegsverletzten ganz weggelaſſen uſw. Ferne
waren die Richtlinien herausgegeben worden, ohne die Arbeiter
pertreter von dem Jnhalt derſelben in Kenntnis zu ſetzen. Dieſe
Tatſachen bilden den Reſonanzboden für die tiefgehende Erregung in
der Landarbeiterſchaft. Da letztere erſt in neueſter Zeit organi-
ſiert haben, wohl aber wußten, daß ich als ihr Vertreter in jener
Sitzung der Arbeitsgemeinſchaft mitgewirkt hatte, haben ſie mich oft-
mals gebeten, die wirklich feſtgelegten Richtlinien ihnen zum Vortra
zu bringen. Das habe ich getan. Jn einwandfreier Weiſe habe i
den organiſierten ſowohl wie den un organiſierten Landarbeitern den
wirklichen Sachverhalt vorgetragen. Nur die großen und kleinen
Vertreter des Kapitals kläffen wie tolle Hunde mich wegen dieſes
Verbrechens an Daß ich die Landarbeiter, wie es im Bericht heißt,
beim Beginn der neuen Ernte zum Streik aufgehetzt haben ſoll, iſt
eine fauſtdicke, gemeine Lüge! Wohl aber bin ich immer beſtrebt ge
weſen, für die Landarbeiter alles herauszuholen, was ſchon daraus
et daß ich noch am 4. Juni an den Vorſitzenden der Arbeits
gemeinſchaft ſchrieb, mit der Vitte eine neue Sitzung der Arbeits
gemeinſchaft einzuberufen, um erneut zu den Arbeits- reſp. Lohn-

verleumden, um euch kampfunſähi

bedingungen Stellung nehmen zu können. Leider fanden wir kein

und i abſchlägig well mankt ſtellte eine n Ah nicht
iſt ein unverſtändlicher bedauerlicher Standpuntt. ſiehen die

ndarbeiter, denen ich immer die Entſcheidung ſelbſt überlaſſe, auch
heute noch auf dem Standpunkt, möglichſt im Vergleichswege und
nur im äußerſten Falle durch Streik ihre Forderu durchzudrücken.
24 r die Unternehmer warnen, den Bogen nicht zu überſpannen
und den Landarbeitern in ihren gerechten Forderungen lieber entgegen
ukommen! Nicht nur, daß man den Arbeitern den Devputatlohn

bgeſetzt hat, nein, auch der Barlohn wird den Arbeitern in einer
nzahl von Betrieben nicht ſo gezahlt wie es vereinbart worden war.

Verden doch noch 21 reſp. 24 Mark pro Woche für verheiratete
e enger bezahlt, obwohl 28 Mark pro Woche feſtgelegt war.

dieſe Zuſtände bilden den Nährboden für Arbeitseinſtellungen, und
die Verfechter des alten Syſtems, die den Landarbeiter wieder in das
e der Untertänigkeit hingbdrücken möchten, können ſich an die

ruſt ſchlagen und rufen: Wir haben durch unſer ſchamloſes Ver
halten die Arbeiter elt!

Als Erzeuger dieſer Sudelarbeit über die Verſammlung in Groß-
Liſſa kommt der Lehrer des Ortes Duderſtedt in Betracht, und Herr
Breitenborn, Redakteur des 20ghlich liberalen Delitzſcher Käſe-
blättchens, hat dabei Geburtshilfe geleiſtet. Daß dabei grobe
Fälſchungen und Entſtellungen vorgekommen ſind, hat wahrſcheinlich
ſeine Urſache darin, daß der re Fridolin., der eventuell auch vor
Gericht ſicher ſtehen muß, ſeine Anufzeichnungen wenig ſorgfältig,
auf übergeſchlagenem Knie, hinter eine Säule geduckt, gemacht hai.
Die volle Verantwortung dafür zu übernehmen, ſchien dann auch dem
Herrn Breitenborn etwas ſehr riskant, und um die Spuren ſeiner
Mithilfe zu verdunkeln, ſchickte man das Machwerk der Verleumdung
nach Halle, um es dann unter dem Deckmantel: „Die Liga zum Schutze
der deutſchen Kultur ſchreibt uns“, es den gläubigen Leſern vorzu-ſetzen und alle ordnungsliebenden Menſchen gegen die verhaßte U. S. P.

aufzuwiegeln. Selbſt vor dem gemeinen Mittel der Denun-
ziation ſchreckt man nicht zurück! Eine Kommiſſion, die ſich
zu meiner perſönlichen Bekämpfung gebildet hat, und über die
wiederum Herr Breitenborn nähere Auskunft geben kann, hat
bereits einen Bericht an das Kriegsminiſterinm und einen
ſolchen an den Landwirtſchaftsminiſter geſchickt, worin man mich
als einen dem ingeſs rich Hetzer und Auſwiegler bezeichnet hat.
Für heute genugl Die weite Oeffentlichkeit mag aus dieſen Dar
legungen erſehen, was für Helden es ſind, die mich in der ſchofelſten
Art herabzuſetzen und e begeiſern ſuchen. Von der anſtändigen
Preſſe erwarte ich, daß ſie meine Ausführungen, die eine notwendige
Erwiderung auf jene Anwürfe ſind, ihren Leſern nicht vorenthalten
werden! Beſonders wende ich mich nunmehr mit der Bitte an die
Arbeiterſchaft, einmal genau zu prüfen, ob man eine Preſſe, deren
Redakteure ſich zur Bekämpfung ihrer politiſchen Gegner ſolcher heim
tükiſcher Waffen bedienen, noch länger unterſtützen kann. Beſtellt die
Otgane, die ſich dazu hergeben, euch auf dieſe hinterhältige Weiſe zu

zu machen, ſofort ab. Schon
ſchart die Landarbeiterſchaft ſich feſter denn je zuſammen! Der ge
fälſchte Bericht hat tiefgehende Erregung ausgelöſt. Dieſe bürgerliche
Stinkbombe aber wird bewirken, daß gerade die Urheber und mit
ihnen die Ausbeuterclique einen ſchweren Schnupfen bekommen werden.

auf den
ſei.

Kalibergarbeiter-Konferenz.
Sonntag, den 27. Juli, vorm. 10 Uhr, findet in Nord-

hauſen im Schützenhaus eine Betriebsräte-Konferenz der Kali-
bergwerke des Anhalt-Staßfurter, Halliſchen, Werra- und Unſtruttal
und Nordhäuſer Kalireviers ſtatt Tagesordnung: 1. Stellungnahme
zu den von der Kalihergarbeiter- Konferenz am 20. Juli in Hannover
aufgeſtellten Forderungen. 2. Verſchiedenes. Die Belegſchaften ſämt-
licher Kaliwerke in den genannten Revieren haben je zwei Delegierte
zwecks Vertretung der Unter- und Uebertagearbeiter zu entſenden.
Wo noch keine Betriebsräte errichtet ſind, müſſen die Delegierten aus
dem Arbeiterausſchuß oder aus der Mitte der Belegſchaft gewählt
werden. Kameraden! Sorgt dafür, daß alle Kaliwerke
auſ der für Euch ſo überaus wichtigen Konferenz ver
retten flau d. Vegierae- Vrrgurvrisracat wune.
Land wirtſchaftliche Arbeitsvermittlung in der Provinz

Sachſen.
Das Reichsarbeitsblatt vom 26. Jnni bringt eine ausführliche

Statiſtik über die Vermittlung einheimiſcher land und forſtwirtſchaft
ſicher Arbeiter im Mai 1919 getrennt nach den einzelnen Provinzen
und Staaten. Danach ſind in die Landwirtſchaft vermittelt worden
in der Provinz Sachſen 4314, in der Provinz Brandenburg und Groß-
Berlin zuſammen 4819, Hannover 3824, Freiſtaat Sachſen 3799,
SchleswigHolſtein 3523 und Rheinland 2442. Von den in der Provinz
Sachſen im Mai vermittelten 4314 Arbeitskräften waren 2205 weibliche
und von dieſen 973 Wanderarbeiter. GroßBerlin und Brandenburg
vermittelten im Mai an weiblichen Wanderarbeitern 257, die anderen
Bezirke nur geringe Mengen. Jn der Beſchaffung von männlichen
Wanderarbeitern ſteht die Provinz Sachſen an zweiter Stelle die
Wanderarbeitervermittlung erfolgt hier teils durch die Zentralauskunfts-
ſtelle in Magdeburg ſelbſt, und teils durch die örtlichen öffentlichen
Arbeitsnachweiſe.

Vollſtändige Arbeitsruhe am 21. Jnli im Mansfelder
See und Gebirgskreis.

Jn machtvollen Kundgebungen demonſtrierte das Proletariat der
Mansfelder Kreiſe am Montag. Ueberall ruhte die Arbeit. Viele
Tauſende beteiligten ſich an den allerorts veranſtalteten Umzügen,
beſonders in Eisleben und Hettſtedt.

Eisleben. Fiſchzug im Trüben. Seit einiger Zeit be
arbeiten wieder verſchiedene Agenten von Scheinverſicherungen das
Mansfelder Land. Beſonders iſt es jetzt die Zeitſchriftenverſiche
rung Freiag, welche es ſo vortrefflich verſteht, den Leuten das Geld 4
aus der Taſche zu holen. Die Mansfelder Bevölkerung iſt für
derartige r r immer etwas empfänglicheweſen. ir weiſen nochmals ausdrücklich darauf hin, daß diehetreffenden Agenten ſtrafbar ſind, wenn ſie Gelder für noch nicht

gelieferte Schriften einkaſſieren. Die Einwohner werden darauf
hingewieſen, ſich derartige Verſicherungsverträge genau durch
en und zu prüfen, damit ſie keinem Schwindler in die Hände
allen.
Unterröblingen a. See. Der Sergeant Paul Loſſe bittet uns

mitzuteilen, daß er nicht mit dem Kriegsbeſchädigten Sergeant PauLoſſe der im Klüberprozeß eine Rolle ſpielte, identiſch iſt, ſondern

während der Plünderungstage in Halle im Lazarett lag.

Sangerhauſen. h Jn außerordentlicher Sitzung am Sonnabend wurden die neugewählten Stadträte, deren
Beſtätigung erfolgte, durch Bürgermeiſter Brünninghaus in die Aemter
eingeführt und verpflichtet. Auch der in das Stadtverordnetenkollegium

eintretende Stadtv. Blaß (U. S.) wird in ſein Amt eingeführt.
Sein Eintritt geſchieht infolge Wegzugs der bisherigen Stadtv.
Fräulein Miehe. Der Stadtverordnetenvorſteher ſpricht den Wunſch
aus, daß das Zuſammenarbeiten von Magiſtrat und Stadtverordneten
verſammlung nunmehr gedeihlich ſich geſtalten möge. Für Jnſtand-
ſetzungsarbeiten in den hieſigen Schulen werden namhafte Beträgebewin t. Jn Sachen des Vertragsabſchluſſes mit der Siedlungs

eſellſchaft Sachſenland wird nach ausführlichem Bericht der letzterdings

jierzu gewählten Kommiſſion dahin Beſchluß gefaßt, daß nach gemein-ſchaftlich mit dem Magiſtrat vorgenommener Neuaufſtellung des Ver-

trages dieſer nunmehr abgeſchloſſen und der Geſellſchaft die weſtliche
Hälfte des Geländes zur Bebauung abgetreten werden ſoll. Auf
Antrag aus der Verſammlung wird eine Koömmiſſion, beſtehend aus
den Stadtv. Strenſch, Hildmann, Fröſchke und Täckelburg gewählt,
die die erforderlichen Vorarbeiten zum Empfang und Begrüßung der
heimkehrenden Kriegsgefangenen erledigen ſoll Für Ausſchmückung
des Bahnhofes uſw. werden Mittel in Höhe von 1000 Mk. bewilligt.

Oberröblingen a. d. Helme. Gemeinderatsſitzung. Als
Unterſtützung für die heimkehrenden Kriegsgefangenen wurde für die
verheirateten 50 und für die ledigen 25 Mark bewilligt. Die geplante
Beſeitigung des Arbeiterrates gab den Anlaß zu einer ſcharfen Aus

Das den Antrag
einanderſetzung. Der

llt hatte. Darauf Genoſſe Hae e. rauf ga noſſe Hartwig, im Namen
der Fraktion, die Erklärung ab, daß ſie zu dieſem Punkte keine Stellu
nehmen könnten, und ſolange in Oppoſition verharren würden, bi
der Name des Antragſtellers bekannt ſei. Sie beantragten hierauf

wollte nicht verraten, wer

nung überzugehen. Genoſſe Nieſe hob noch einmal die
che Tätigkeit des Arbeiterrates hervor und ſtellte feſt, daß

emeindevorſteher und der Paſtor je 20 r Kohlen für die
Amtszimmer ſich verſchafft haben. Der Schulze erklärte, die Kohlen
noch nicht alle empfangen zu haben, während über den Paſtor keine
Aeußerung erfolgte. Vertreter Goldſchmidt erklärte ſich nicht für oder
gegen den Arbeiterrat, verweigerte aber deſſen Koſten. Die Hoffnungauf Beſeitigung des Arbeiterrates iſt zuſchanden geworden. er bleibt

beſtehen und wir hoffen, daß er noch viel energiſcher wirken wird,
als bisher. Zur Regelung des Verkaufs von Hartobſt wurde eine
Kommiſſion beauftragt, die r zu beſichtigen und abzuſchätzen.
u der nächſten Sitzung ſoll entgültig darüber beſchloſſen werden.

eber die Anſchaffung von jungen Obſtbäumen und Zierſträuchern
zur Bepflanzung des Friedhofs ſollen erſt Offerten eingeholt werden.
Der Beitritt der zur Krüppelfürſorge in Mageburg mit
einen Jahresbeitrag von 10 Mark wurde beſchloſſen. Tag und Tages
ordnung der Sitzungen wird jetzt am Ratskeller bekannt gegeben und
du zu wünſchen, daß die Bevölkerung recht reges Jntereſſe dafür
ekundet.
Wehlitz. Gemeindevertreterſitzung. Nach Verleſung einiger

Eingaben wurde zunächſt die Kartoffelverſorgung beſprochen.
75 Zentner hat die Gemeinde nur 55 Zentner aus Merſeburg erhalten.
Ein Proſpekt zur Hebung der Wohnungsnot wurde dem Bau
ausſchuß überwieſen. Jn einem Schreiben vom Landrat war die
Beſeitigung des Arbeiterrates gefordert worden. Die Koſten für den
Arbeiterrat brauche die Gemeinde nicht mehr zu decken. Es wurde
deſchloſſen, den Arbeiterrat beſtehen zu laſſen, da er in der heutigen
Zeit eine Notwendigkeit ſei. Die Elektrizitärsgeſellſchaft Kulkwitz be
antragt, wegen der Kohlenpreiserhöhung, den Preis für die Kilowatt
ſtunde zu erhöhen. Jn den Schulvorſtand wurden 6 Genoſſen und
2 Bürgerliche gewählt. Ueber das Archiv vom Schulneubau, das
der Gemeinde 700 Mark gekoſtet hat, ſollen vom früheren Gemeinde-
vorſtand ſämtliche Unterlagen angefordert werden. Die Wohnungsnot
in unſerem Ort wird immer größer. Das Hartobſt ſoll in kleineren
Varzellen an hieſige Einwohner verpachtet werden. Ueber die Straßen
reinigung ſoll eine Verordnung herausgegeben werden. Jm Ort
zahlen noch Landwirte 12 Mark Einkommenſteuer, was einem Ein-
kommen von 10650 Mark entſpricht. Davon kann heute ſicher keine
Familie leben. Die unterſten 4 Klaſſen wurden von der Einkommen-
ſteuer befreit und der Steuerausfall den Klaſſen zugeſchrieben, die
ein Einkommen über 4500 Mark haben.

Merſeburg. Arbeitende Jugend. Donnerstag, den 24. Juli,
abends 8 Uhr, im Thüringer Hof öffentliche Jugendverſamm-
lung. Thema: Die Auſgaben der proletariſchen Jugend. Arbeitende
Jugend, erſcheint in Maſſen

Delitz a. B. Proteſtverſammlung. Am 21. Juli fand in Delitz a. B.
anläßlich des internationalen Streiks eine Proteſtaktion ſtatt. Der
Generalſtreik war hier reſtlos durchgeführt. Jn einer öffentlichen
Verſammlung, welche gut beſucht war, ſprach Genoſſe Grahmann-Hterſeburg. ie Verſammelten erklärten ſich durch einen Beſchluß
mit dem internationalen Weltproletariat ſolidariſch.

Lützen. Schleichhandel. Der Schleichhandel nimmt trotz
der Beſtrafungen ſeinen Fortgang. Jn der Nacht vom 18. zum
19. Juli wurde eine Geheimſchlachtung entdeckt. Der Arbeiterrat,
der Gendarmeriewachtmeiſter, ſowie der Polizeiſergeant unter-
ſuchten die Sache und fanden ein geſchlachtetes Rind vor, das ſchon
transportfertig zum Verſchobenwerden war. Das geſchlachtete
Tier war ſogar hochtragend. Die Schieber ſind der Gaſtwirt
Eichner aus Rachwitz, Emil Jäger und Fritz Faſſel aus Lützen.
Das Rind wurde beſchlagnahmt und der Bezirksſchlächterei zuge-
führt. Die gerichtlichen Verhandlungen werden ergeben, daß die
drei Schleichhändler ſchon mehrere derartige Fälle hinter ſich und
die Allgemeinheit ſchon längere Zeit um die nötigſten Lebens

n an cVittglebetfga geh v Sache beteiligt ei.
Eilenburg. Den 21. Juli würdigte man bei uns durch eine

Proteſtverſammlung nach Arbeitsſchluß im Schützenhaus. Referent
war unſer neuer Kreis-Parteiſekretär Genoſſe Buhle-Delitzſch. Es
waren ungefähr 1000 Perſonen anweſend. Der Redner ging auf den
Gewaltfrieden von Verſailles ein und erklärte man müſſe alles daran
ſetzen, um die Köpfe der Maſſe zu revolutionieren. Es gärt an allen
Orten, der Tag werde bald kommen, wo es einen neuen 9. November
gibt. Jeder müſſe auf der Hut ſein, damit die Schandwirtſchaft der
ſogenannten ſozialiſtiſchen Regierung bald beſeitigt wird. Nur durch
die Räteregierung können wir aus dem Chaos herauskommen. Eine
entſprechende Reſolution wurde einſtimmig angenommen. Mit einem
dreifachen 99 auf die Jnternationale Sozialdemokratie ſchloß Genoſſe
Quitzſch die Verſammlung.

Greppin. Gemeinderatsſitzung. Den wichtigſten Punkt
bildete die Einſetzung einer Wohnungskommiſſion. Gewählt wur
den die Genoſſen Hildebrand und Weiske als Mitglieder der Haus
beſitzer, als Erſatzmann O. Brettſchneider, als Mitglieder der Mieter
die Genoſſen Mieth und Heſſe, als Erſatzmann en ein eden
Der Kommiſſion liegt die Beſchlagnahme der geſamten freiwerden-
den Wohnungen ob. Die Waſſerverſorgung der Gemeinde für die
Anilinfabrik wurde abgelehnt, der Anſtellung eines Waſſermeiſters
im Ausſchreibewege I Der jetzige Waſſermeiſter erhält
eine Zulage von 150 Mk. Uber den Kleinwohnungsbau wurde mit
geteilt, daß die Beſchaffung von Material große Schwierigkeiten
macht; man hofft aber, von der Regierung dabei unterſtützt zu
werden. Die Erhebung der Luſtbarkeitsſteuer wird bis zur reichs
geſetzlichen Regelung zurückgeſtellt. Der Errichtung eines Ein
wohnermeldeamtes wurde zugeſtimmt. Das Geſuch des Elektkri
zitätswerks Bitterfeld, den Stroimnpreis zu erhöhen, wurde der
Kommiſſion überwieſen. Der Antrag des Genoſſen Weiske, den
Zeichenſaal der Schule für die Freie Arbeiterjugend zur Verfügung
u ſtellen, wird dem Schulvorſtand unterbroitet. Ferner ſoll wegen

ärztlicher Unterſuchung der Schulkinder mit einem Arzt in Ver
handlung getreten werden. Wir weiſen nochmals darauf hin, daß
die Sitzungen des Gemeinderats öffentlich und daher jedem zu
gängig ſind.

Bockwitz. Eine Demonſtration wurde am Montag auch in
Bockwitz veranſtaltelt, woran ſich. die Naundorfer und Lauchhammer
Genoſſen ſehr ſtark beteiligten. Die Rede des Genoſſen Menzel-
Halle, welcher in ausführlicher Weiſe den Genoſſen darlegte, was
dieſer Tag bedeutet, wurde mit einem Hoch auf die Jnternationale
geſchloſſen. Ferner wurde noch bekanntgegeben, daß Dienstag eine
öffentliche Verſammlung in Kleinleipiſch, abends 8 Ubhr, Mittwoch in
Grünwalde, Donnerstag in Mückenberg und Dolſtheida, Freitag in
Bockwitz ſtattfindet. Am Montag wurde noch eine öffentliche Ver
ſammlung in Naundorf abgehalten.

Mückenberg. r r neanſcheinend unter polizeilichem Schutze konnte diesmal b
der weniger drohenden Haltung der lrbeiterſchaft abgehalten
werden. An Stelle des freiwillig ausgeſchiedenen Genoſſen Richter
wurde Genoſſe W. Krauſe eingeführt. eiter wurde auf Grund
einer „miniſteriellen Verfügung“ vom 2. Juni 1919, dem Arbeiter
rat das ihm früher zugeſtandene Debatterecht gegen die Stimmen
(19: 10) der Sozialiſten entzogen. Der Arbeiterrat Gen. Paul
Paulick wies die Anſchuldigung des Gemeindevorſtehers, nicht
genug für Ruhe und Ordnung geſorgt zu haben, zurück, indem er
betonte, daß dieſe immer aufrecht erhalten ſei. Der Proteſt der
Arbeiterſchaft gegen den Terrorismus des Vorſtehers ſei berechtigt
und keine Ruheſtörung geweſen. Die Aufwandentſchädigung des
Gemeindevorſtehers wurde gegen die ſozialiſtiſchen Stimmen von
1800 auf 3300 Mk. erhöht; unſere Genoſſen erklärten, dem nicht
zuſtimmen zu können, da ſie das Verhalten dieſes Mannes der
Arbeiterſchaft gegenüber als Schikane betrachteten.

zur Tag
erfolgrei
der

r e rVBerancwortlich für Politik und Darteinachrichten: Karl Bock; für Halle und
wgalkreis und für Aus der Provinz: Werner olem; für Anzeigen Hermann
Schade; Verlag Volksdlart G. m. b. H. Druck: Halleſche Genofſenſchaftsbuchdruckerei

H. m. b. H., ſamtlich m Halle.
ev 2

Sprechſiunde der Redaktion von 12 ig 1 Uhr.
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ladet freundlichſt ein

Walhalla Stadttheater

r r.Anfang 8 Vr.Nar voeh einige Auf- Carm en.
fahrungen: Oper von Bigzet.

es Oparetientenor

Hermann Feinor
vom Thaliathesater

rroo
Stein unter
Kunegteeol don

Band-

KrawattonKasaso v. 10 h u.

Juli auf Bügelar. 2768 bunden!Vrauiuhre ovie h Stüok 1. S M.e Dauorwäsohe- Vortriob
oder

Felne.
Sehwankoperetto

in 8 Akten. Xvon Walter W. Goetao.
Der Vorverkauf hat

degonnen.

Kl. Bern 2,
Reke Sternstrasse. 23420

Kauchtahal u
bdt preiswert ad 2284

BRurgstr. 7,
Roke Brannengtr

Oberpollinger
Donnerstag, abends 7 Vher

Crosser Sonder- Abend
der beliebten Mäller Sänger., Nös

Pinie Konzert
vow Seoffort-Orohester.

Thalia-sSä e.
Morgen, Donnerstag, abends 6 Uhr

Großer Ball
bei starkbesetatem Selfert Orehbester.ſenioſ -Irkel Frohsinn.

Zu unſerem heute, Mittwoch, 23. 7., ſtattfindenden

n
Wneſms hallte

2762 Der Vorſtand.

Ohorholdrungen.
Soxnſag, den 27. Juli r m. 2 Uhr,Lokalen r Grüä h deyr üeiberitsohaſsesl

Von 1 dis 2 Uhr:
Empfang der Wswürtlgen Gäſte.

»1671

Zu Douner etag nan
4 bis h 7 Ubru. la br: Abend-

Zu zahlreichem Beſuche ladet ein
Das Festkomltteoe.(Wnniſedefn leutchlan

Ortsgruppe Herseburg.
Donnerstag, den 2. Juli, abends s Uhr, in

Mücheln im Schützenhans,
Freitag, den 25. Juli, abends 7 Uhr, in

Neumark in Schumanns Gaſthof:

C
Thema:

De Wurtschaftüicee lage und e politischen Parteten.

Arbeiter und Genoſſen, erſcheint in Maſſen zudieſen hochwichtigen Verſammlungen.

*1874 Der Einberufer.
Teicha und Um

Sozialdemokratiſcher Verein (U. 6. P. D.).

Donnerstag, den 24. Juli, abends 8 Ahr,
im Stielerſchen Gaſthaus in Groitſch:

Hütelleder Versummlung.
gesordnun1. deréewaltſeden u r hierzu.

Redner: Genoſſe Winkler Ha
2. Vereinsangelegenheiten. a768Beſuch ſieht entgegen Der e

er Wrichſtr. 41.
Fachgeſchäft und Vepſandhaus für ſanitäre

Kunuinidz zurt dittunn Ianesherg und Umeee.

Sonnabond, z3 8 Vhrv Wo üersammlunn
Referent: Gen. Soholem, Halle

eprieht aber:
Friedensvertrag u. polltlgche Iege.

Um nahbreiehes Erseboinen ervucht

Donnerstag, 24. Juli, abends 8 Uhr,
in der Broihauſchenke in Ammendorf:

Arcbe än. erung
Tagesorbdnung:Die letzten örtlichen Ereigniſſe.

Freie Ausſprache.
Proletarier! Die er rwn findet auf alle
le ſtatt. Laßt euch nicht ab ben e in
aſſen, Eindernjer.

*1870 Der Kinberufer.,

Ahe Partelschriften D

Alte Nonenade Ha

Wegen ungeheueren Andronqges
wird der große deutſche Prunkfilm

Weritag Vlncit
bis ouf welferes

G Verläneert
Vorführungen um 5 und um 8 Uhr.

9757

Fernruf 1224,

p Iote wut den Silber

eines Erfinders.

Nur rn mergen:

Dlpiunn

A
Sensationelle Schilderungen aus den Erlebnissen

An Freitag, den 25. Juli 1919:

Dramatisches Schauspiel nach der gleichnamigen Oper.
1 Vorspiel und 3 Akte, mit Gesangseinlagen.

G. V. Aiponrose.
n Le len ndet nicht am Sonnabend, den

Juli, ſondern Donners
uli, von abends 6 Uhr an, inWlscorts ceſenin Kälbſtigte ſt

n 2759 Vorſtand.
leſe Dr. Bergners „Aerztliche Ratſchläge überdie Ehe“. Bereſts in 12 en erf Bienn
jetzt mit zwei zerlegbaren Modellen:
weiblichen K? ers in an2. des männaſen Körpers ſowie den dazu

ehörigen Tabellen verſehen, enthalten ſie Tat
ehe über das ſexuelle Verhalten von Mann

vor und in der Ehe, die für dasehe und Ledenegluct Leider Gutten
von unſchätzbarem Werte ſind. Preis 5.50 Mk.

gegen Rachnahme 35 Pſ. teurer. 1562

Preisliſte gratis. Arttkel. Preisliſte gratis. Ourt Niebergall, Abt. Xouk5Hin, Poſtfach.

Bis 30 M. e Er.
werb oder Nebenerwerb.,
Pros
Knee

r gratis. P. Wagen-
Verlag, Leipzig.

Kaufe jed. Poſten

zum
Artur Reinicke,

Roßſchlächterei,
Lettin (Saalkr.).

Telephon 3833.

Volks

ferde:
Schlachten.

empfiehlt

J aes Fs Regee. r. 36.

So
Aezzerstay, h. en.

nacbmittageund m r.
Konzert

von der Kapelle

e ſſnn ſei
S Relchxware.

e Voll Volle Wlener Blut
pertt. v. Joh. Strauß.

19 Mark. äbriele 2770d 77 etzky Emmy sturin 1. ü.

Leipzigerſtr. 103 1 Tr. er ſüehe daner

Vorverk. 9-1 u. d- f.ce 8

LIEA. S.
FERNRuF

BORGIEF u. SONMABEMD H-2-
Froltoag, den 29. Jull, abends 72 Uhr,

Volkepark (Turnhalle):

Versammlung
aller in der Hetalliuäurtrie heschöttigten Honteure

Tageeordnung:

Bericht und Beschlussfassung Uber le
Verhandlungen mit den Metallindustriellen.

Kollegen, erscheint vollzählig. 2771
Die Ortsverwaltung.

Autliche Velunntmuchungen.

See Hale. eStädtiſcher Verkauf von Fettkäfe
(2. Sonderverteilung im Anſchluß an nie Verteilung
von Schweizerkäſe) in der Talamtſchule am

Donnerstag, den 24. Juli 1919.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der

Lebensmittelſcheine mit den Nummern 60001 bis
61 500, vormittags von 8--12, und 61 501--43 500,
nachmittags von 2-6 Uhr. Für jede Perſon eines
Haushaltes können 100 Gramm zum Preiſe von
55 Pfennig abgegeben werden.

Der Verkauf von Quartk
erfolgt am Donnerstag, den 24. Juli 1919, anf denAbſchnitt 14 für die eingetragenen Kunden dei dem
Milchhändler Kraneis, Dieskauerſtr. 6. Auf jeden
Abſchnitt wird Pfund abgegeben.

Der Verkauf von Seeſiſchen findet am Donners
tag, den 24. Juli, in den einſchlägigen bekannten
Gefchäften markenfrei ſtatt.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften,
welche Kundenliſten eingereicht haben, werden hier
durch aufgefordert, am Donnerstag, den 24., und amFreitag, den 25. Juli 1919, bei den von ihnen ge
wählten Großfirmen die in dieſer Woche zum Ver-
kauf gelangenden Erbſen und Ackerbohnen ab-
zuholen,

Es Mersesurg-
Lebensmittel vom 28. g. Jnn dis 3. Auguſt.

Auf den Kopf: i Pfd. amerikaniſches Weizen-mehl zu 43 Pfg. auf dein 20, 1 Pfd. Graupen

zu 48 Pfg. auf 21, en zu 1 M. auf 32, Pfd.Kunſtherig zu 40 Pfg. auf 23. Bezugsſcheinabgabe

Mittwoch, den 23.,, und Donnerstag, den 24. Juli.
J Gaſt und Speiſewirtſchaften: Bezugs sſchein unduittung 21 abgeben. Einreichung der erdengee
nachweiſe wie üblich. Verkauf nächſte Woche Don-

nerstag bis Sonnabend. Verkauf verboten.
Jm freien Handel in nächſter Woche Zitronenſirup
zu 2.80 das Pfund.

Merſeburg, den 22. Juli 1919.

*1870 rKapolmsetr. Hanpt.
Bintrittepreoise:

Brwaeheene l, Mk.
(von 7 Uhr abends an
75 PC), Kinder 56 Pf.
Zu dem Abendkonzert
haben die Wittekind-
Abonnesten frei. Zutritt.

Ballet
Heute, Mittwoch,

abends 8 Uhr “1878

Eyha-Koprert
von der Kapelle des
Füs.-Regts. Nr. 36.

VDobhnhans, S
2 Ziegen 5 al
zu ver 1875aufenPolefeld Nr. 98.

1 Küchen fangene

I. Abdhennicen e
sucht 2755Hotel Hobenzollernhot,

Magdeburger Strasse 65.

Allen Freunden und
Bekannten, die am Hoch
lage an uns e acht
5 er Wegen wir auf

1869
Wien Dank.

22. Juli n
n

Zu L. A. II. 2113/18.

r. A. II. W
Grieß für Kinder bis zu 14 Jahren und Perſonen

Tas ſtädt. Lebensmittelamt.

EStreichkäſen in allen Butterſtellen zum Preiſe von 8 Mark

für das Pfund im freien Handel zu haben.
Merſeburg, den 22. Jnli 1919.Das ſeädt. Lebensmittelamt.

über 60
vom Donnerstag, den 3l1.Geſchäften, in denen die daeiloren Kinder und
Perſonen über 60 Jahre ſeinerzeit zur Liſte an-
gemeldet ſind; auf den Kopf i Pfund Grieß zu 24 Pf.

Merſeburg, den 21. Juli 1919.
I.. A. II. 2111/19. Das ſtädt. Lebensmittelamt.

Marmelade ſtatt Kunſthonig.
In der laufenden Woche kommt ſtatt z Pfund

Kunſthonig zu 40 Pf. auf Bezugsſchein Nr. 19,
1 Pfund Marmelade von zuſammen 1,95 Mk. zurAusgabe. Unſere Bekanntmachung vom id. Juli 1919

A. II. 2087/19 wird hierdurch abgeändert.Mexieburg den 22. Juli 1919.

I. A. II. 2112/19. Das ſtädt. Lebensmittelamt.

J Eiſenvurg. F Se
Städtiſcher Warenverkauf.

Bezugſchein 220; 2 Pfd. Gries, 1 Pfd. 48 Pfg.egen Voranmeldung. Die Voranmeldung muß bisonnerstag Abend erfol en. Ausgabe Dienstag.

ie Mei nusgabe von Il Pfd. Gries erfolgt an
Stelle der ausfallenden Kartoffeln.
ehlenburs, den 22. Juli 1919.

Der Magiſtrat.
Kranke, Wöchnerinnen und Kinder bis zu

4 Jahren kommen je 2 Eier zur Verteilung. Die
Bezugskarten hierzu können dom Donnerstag ab
im Nahrungsmittelamt II, Schulſtrage, abgeholt
werden. Entſprechende Answeiſe bei Abholung der
Bezugskarten, wie Abriß vom Kranfkenatteſt, beiWöchnerinnen Ausweis von der Hebamme und bei
Kindern der Jmpfſchein, ſind vorzulegen. Die Eier
können vom Freitag ab in den bekannten Verkaufs
ſtellen entnommen werden.

u lenburg, den 22. Juli 1919.
Der Magiſtrat.

hre
uli 1919 ab, in allen
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Hr. 170. 30. Jahrgang

e

er wer vom 21. Juli.e anrrtt, daß der Stadtrat Kinne zum zweitenirgermeiſter in Frankfurt (Oder) gewählt worden ſt und daß
agiſtrat beantrage, der Entlaſſung Kinnes für den 30. Sep

aber zuzuſtimmen und einen neuen trat zu wählen. Deritrag dem Haushaltsausſchuß erwieſen Zur Feſt
Uung, welche Veträge als Entſchädigung an die Stadtverordnetenzzuzahlen ſind. fordert der ſra „„alle Sitzungen vom
Mai bis zum 31. Juli ihm zu melden. Ein Geſuch des Froge r

rſonals vom Stadttheater um Gehaltsregulierung wird
giſtrat zur Ueberweiſung an die terdeputation empfohlenenſo wird dem Magiſtrat ein F e rer de per Ge
rhetreibenden wegen der Märkte Halle übe en.
Stadtv. Finger begründet einen Antrag auf E gänzEs liege geſchäftoordmih u i i
Möglichkeit vor, wenn von au her mündliche Wünſche in der

rſammlung vorgetragen werden ſollen, dies weiteres zuaſſen. Deshalb müſſe in z 4 Abſatz 1 der Getäe dem
rſteher die Befugnis gegeben werden, die Stadtverordnetenver
nmlung nach außen hin zu vertreten. Außerdem bemängelte der
dner, daß der Protokollführer nicht nach den Vorſchriften der
ädteordnung gewählt ſei. Stadtv. Gerig meinte. die Ge
iftsordnung ſei überhaupt verbeſſerungsbedürftig und man ſolltedieſen Anträgen warten, bis die geſamte Geſchaftsordnung

indert werde. Stadtv. Herz feld regt an, den Antrag dem
hts und gerſe ungsausſchuß zu überweiſen. Stadtv. Al
echt ſchließt ſich dem an und es wird dem verfahren.nun wird der neue Schulausſchuß mag dem Vorſvlag des Stadtv.

rz feld aus den Herren Bock, Mendorf, Oſterburg,
jaute, Hoe, Plönnigs, Vollbracht, Minner.iſſe und Splett zuſammengeſetzt.
J macht Stadtv.Porſteher Hennig bekannt, daß bis zum
Auguſt nach dem Byſchluß der Preußiſchen Landesverſammlung
Deputationen ne r wählen ſeien, und nach der Ver-
tniewahl. wenn nicht a irig beſchloſſen würde, einfache
hl vorzunehmen. Er ſchlage vor, die Wahl bis nach den Ferien
vertagen. Anders ſei es mit der Neuwahl der unbeſoldeten
dträte, die auch erfolgen müſſe. und wobei nunmehr vorgeſehen
daß die Stadträte auch Mitglieder der Stadtverordnetenver

mlung ſein könnten und eine angemeſſene Entſchädigung er
ten. Der Rechts und Verfaſſungsausſchuß müſſe beauftragt
den, die Wahl vorzubereiten damit in der nächſten Sitzung die
hlbeſtimmungen beſchloſſen und in 14 Tagen gewählt werden
ne.

Haushaltspläne.
aswerk. Stadtv. Weſchke: Die Ausgaben betragen080 Mk., ebenſo die Einnahmen, die gegen rer Berſa r bei er

altung durch die erhöhten Beiträge des Waſſerwerkes, durch
Stadtbad und ſehr erheblich durch die Gaspreiserhö ung ge

zen ſind. Die erhöhten Ausgaben ſind durch höhere Gehälter.hte Materialunkoſten und viel höhere Betdere koſten verurſacht

ſteht kein Plus in Ausſicht, eher iſt ein Minus zu befürchten,
m d Se 23 e r Der Etat wird auf Andes Hau gsausſ es, e o wie diwie die noch folgenden

zaſſerwerk und Elektrizitätswerk. Stadtv. Her zd empfiehlt kurz die Annahme. Die Mehrausgabe einer
en Million entſtammt den bekannten Urſachen. deshalb ſind
die Waſſergebühren erhöht worden. Den Etat für das Elek-

tätswerk empfiehlt Stadtv. Georg zur Annahme.
Straßenbahn und Streikdebatte.

große h W n 7atwidelte i amre Stadtd. Ritter er t ehe n
h (Fechtsſozialiſt) beſtutzt die Gelegenheit, um ſeinem Un
über den großen Streik Ausdruck zu geben. Der Etat fei da
h in Frage geſtellt. Die Ententeſozialiſten ſtreikten auch nicht.
tadtv. Hildebrandt: Jch hätte nicht geglaubt, daß über
Frage heute debattiert wird. Die Kenntnis ob in Frankreich
eikt wird oder nicht, kann Herr Vollbracht nur aus der bürger
n Preſſe hörſt haben. Wie kann man aber dieſer Preſſe
ben, die, wie z. B. die SaaleZeitung, die ſchlimmſten Lügen-
richten kolportiert? Jch erinnere an die Nachrichten über
arn. Wenn am Sonntagmorgen die Nachricht über Frankreich
der Sagle-Zritpwg bracht worden ſei, ſo nur deshalb, um

inigkeit in die Arbeiter hineinzubringen. Wir verlaſſen uns
nicht auf die anderen Länder und ſtehen nicht wie Herr Voll
ht auf dem Standpunkte: „Hannemann, geh du voran, du haſt

ößten Stiebeln anl“ Der Vorſteher bittet, doch bei der Sache
bleiben.
tadtv. Voll bracht bringt einen Antrag ein, der eine beſſere
bindung e dem Norden und Süden der Stadt über denwen Sie empfiehlt.
tadtv. Bock: Man hat uns immer d wir ſpielten
Debatte ins Politiſche, aber man hat die Vorwürfe anſcheinend
die Falſche Adreſſe gerichtet. Herr Vollbracht iſt überhaupt erſt
zu kurze Zeit Sozialiſt, um die Beweggründe des Demon

tionsſtreiks zu verſtehen. Von einer Käſemilbe, deren Be
gungsfeld ein Emmentaler Käſe iſt, kann man nicht den Blickes See verlangen. Gerade die Rechtsſozialiſtenen ſich dieſem Streik Purchterlich blamiert, genau wie ſie
mit ihrer Bluffpolitik in der Friedensfrage blamiert haben.

inter großer Heiterkeit auf der linken Seite fragt Stv. Balke
ob es nicht muglig S ſei, durch Schutz der arbeitswilligen

raßenbahner den Betrieb aufrechtzuerhalten, wie dies doch bei
Eiſenbahn möglich geweſen ſei.

Stadtv. Albrecht Wenn wir nur gegen
treikt hätten, dann hätte ja keiner etwas dagegen „aber
il wir gegen den Militarismus und für die ruſſiſche Räte
wublik gar haben, daher die Wut. Uebrigens gab es ein
tel, viel mehr einzunehmen, als etwa durch den einen Tag
reik verlorengegangen iſti Warum hat man nicht den Einheits
on längſt eingeführt, ſtatt ihn auf den 1. Auguſt zu ver
ieben.
Stadtv. Voll bracht blamiert ſich noch einmal zug die kläg
he Bemerkung, die Ententeſogialiſten hätten ein Recht zum
treik, wir aber hätten nur das Recht, zu arbeiten.
Auf die Anfrage des Genoſſen Albrecht erklärt Bürgermeiſter
eydel, die Geſetzesbeſtimmungen verhinderten es daß ein

uer Tarif eingeführt würde, wenn er t einen halben Monat
her bekanntgemacht worden iſt.
Stadtv. Schimpf: Wenn hier die Eiſenbahner als Streik
cher angeſehen werden, ſo trifft das nicht zu. Jn der geheimenbſtimmung haben ſie ſich zu 90 Prozent für den Streik aus
ſprochen, aber die Partei brachte ihnen den Wunſch zum Aus-
cuck, ſie möchten arbeiten, weil man ſie als Notſtandsarbeiter be
achtete.

den Gewaltfrieden

Stadtv. Gräfe antwortet auf die Frage des Balke nach
rbeitswilligenſchutz, daß tie Straßenbahner mit 808 gegen 78

r dieſe 78 hätten,ztimmen für den
einſie nachher zum Ausdru

zerfehen für die Arbeit geſtimmt, weil P tdorunter ſie Arbeitsruhe verſtanden. Auf jeden Fall müſſe der
zerkehr ſo geſtaltet werden, daß unbedingt eine Einnahme aus der
Straßenbahn erzielt werden könne. Man müſſe mehr Wagen ein
tellen und das Unweſen der blinden Paar bekämpfen, das
tur durch die Ueberfüllung der Wagen möglich ſei.

Atif eine Anfrage des Siadtv. Georg ob nicht die Böllberger
zit rer e Iaprt wer We antwortet Bürgermeiſterehe gehen usſicht genommen.Stadtv. Boe ſtellt r daß Der Volbracht nichts Sachliches
zegen den Vorwurf der Bluffpolitik habe ſagen können. Solange

treik ſeien, und ſ
kam, zum größten Teil nur durch

Beilage m

ſie mit Nein abſtimmten,

Stadtv. Oſterburg empfiehlt, zur Verbe deseinige Halteſtellen wegſalen zu laſſen. S r
da darüber demnächſt eine Vorlage erfolgen würde.

e en enm h er hner wollten arbeiten müſſe

ntrag Vollb f iden Magiſers. er wegen der neuen Limenführung wird

Kleinere Haushaltspläne.

Die Pläne für das Leihamt, das Alters i iundTheodorSchmidt und die Kaiſer Wilhelm teſte S
n Beim Alters und Pflegeheim empfiehlt die Referentin,

rüger, namens des Ausſchuſſes, die Summe von 700 Mk.
sgeſchenke, die allzu niedrig ſei, doch auf 1000 M. zu

erhöhen. Auch de flegungsſatz von 90 Pf. pro Taniedrig; man müſſe den Pflegli i uDie Erhöhung auf 1000 et wir r alen
Kapital und Schuldenverwaltung.

Stadtv. Manſchewſky erläutert, daß die Summ erheblich erhöhten, es müſſen bedeutend rer wer
den; man müſſe hoffen, daß die erwarteten Beträge auch einkämen.

Allgemeine Verwaltung. Die Kommunal Reaktionäre am Pranger.
Bei der Beratung über das Kapitel VI dest aushaltsr man ſftundenlang, denn die Fraktion Ken g.

urch ihren Redner, den Genoſſen Hildebrandt, der nach den

daß ſie die Gehälter der beiden Bürgermeiſter, des Siadtr und des Stadtrates Dr. Tepelmann n ich 1 r c

Stadtv. Hildebrandt: r ialle, wie man allgemein W
päter im Herrenhaus als Vertreter der Stadt Halle durchaus
keinen liberalen Standpunkt eingenommen, ſondern er vertrat die
reaktionärſten Wünſche, und das war eine Brüskierung der Be-
völkerung. Dann hat er ſich während der Kriegszeit in der Vater
landspartei ganz hervorragend betätigt. Aber eine andere Fragedie weit zurück liegt. können wir ebenfalls jetzt erſt zur erragsebr g Unſerer Pieinung nach hat der erſte Beamte der Stadt
die Verpflichtung, den Wünſchen der Stadtverordneten nachzu
kommen. Unfer Genoſſe Hennig wurde 1916 zum Mitglied deSchuldeputation gewählt. Der Re ſerungspra ſident hat ſeiUnterſchrift verweigert, Stet er h perſönlich an den Sber-

bürgermeifter um Auskunft über Hennig gewandt hat. Das ver
trauliche Schreiben, das der Oberbürgermeiſter darauf an die Re
gierung richtete, zeigt, wie er ſeiner Pflicht nachkam. Genoſſe
Hildebrandt verlieſt nun das längere Schriftſtück, das von uns be
reits am 24. Januar 1910 veröffentlicht worden iſt und das beweiſt,
auf welch ſkandalöſe Weiſe der Oberbürgermeiſter den jetzigenStadtverordnetenvorſteher als politiſchen Agitator raditalſter
Richtung, der wegen ſeiner unreligiöſen Haltung gar nicht für die
Schuldeputation geeignet ſei, hat, ſtatt ihn zu emp-
fehlen Auch die Polizeiverwaltung, deren Chef der Oberbürger-
meiſter iſt, hat hier in den Jahren 1917 und 1918 gewütet, daß es
geradezu grauenhaft war. Alle, die ſich nicht dem Generalkommando
fügten. wurden gehetzt und verfolgt. Sogar einen Blinden ſperrte
man jahrelang ein! Jetzt hat man Herrn Könnemann zum Leiter
der Polizei ernannt, einen Mann. der als Staatsanwalt im Klüber
Prozeß gezeigt hat, daß er gegen die Unabhängige Sozialdemo-
kratie voreingenommen iſt. Aber auch der Bürgermeiſter hat nicht
ſeine Pflicht getan er hätte nach dem Einzug der Noskegarden
dahin wirken müſſen, General Maercker aufzuklären, doß hier voll
kommene herrſchte bis zum Einzug der Noskegarden. Der
Loge hielt evetiwgen. Seiſpiclen. welche Haltung die
Aufruf des Magiſtrate nach der Bekanntgabe des Friedensvertrags
war eine Geſchmackloſigkeit. Wir haben das Vertrauen verloren,
daß die Bürgermeiſter ſich uns gegenüber entgegenkommend ver-
halten werden. Auch dem Stadtſchulrat Brendel bringen wir nicht
das geringſte Vertrauen entgegen, daß er ſich den neuen Verhält-
niſſen anpaßt, und ganz beſonders große Mißſtände zeigte das
Armenweſen unter der Leitung des Stadrates Tepelmann. Dieſer
hätte dafür Sorge tragen müſſen. daß der Teuerung in der Er-
höhung der Unterſtützungsſätze Rechnung wurde. Das
Verhalten der Armenpfleger iſt vielfach nicht kinwandfrei. An
fragen über dieſe Möhſtände bei Herrn Tevelmann ſind uns ſchlecht
bekommen. Deshalb beantragen wir als Zeichen unſeres Miß-
trauens Ablehnung der Gehälfer.

Oberbürgermeiſter Rive: Nicht um mein Gehalt zu erbetteln,
rede ich jetzt, oder um mir Vertrauen mit Worten zu erwerben.
Das tue ich mit Taten. Jch ſtehe ſchon 18 Jahre an dieſer Stelle.
(Zuruf: Leider! Verkehrshindernis!) Meine gute Exziehung ver
hindert mich, Jhnen das ins Geſicht zu ſagen, was ich denke. Der
Vorredner hätte, wenn er heute dieſe Anklagen erheben wollte, uns
Beſchuldigte benachrichtigen müſſen, damit wir das Material bereit
halten konnten. Hat nicht der Oberbürgermeiſter das Recht, ſeiner
politiſchen Ueberzeugung Folge zu leiſten? Woher weiß der Vor
redner, daß ich zu den regaktionärſten gehörte? Jch habe meine
Ueberzengung ohne Rückſicht auf irgend jemand vertreten. Meine
Reden im Herrenhauſe ſind dem Vorredner gar nicht bekannt und
auch in der SaaleZeitung erſchienen nur höchſt ſonderbare Aus
züge darüber. Meine letzte Rede 1917 gegen den alten Polizeigeiſt
empfehle ich dem Vorredner zum Studium. Der Vaterlandspartei
bim ich nur aus heiligſter Begeiſterung beigetreten. Sie nennen das
eine Geſchmadloſigkeit. Der Brief über Heyrn Hennig war ob
jektiv gehalten. Der Magiſtrat hatte die Beſtätigung zu bean
tragen, und das hat er getan; der Oberbürgermeiſter aber hatte
ſeine ſubjektive Meinung zu äußern. Es iſt außerordentlich pein-
lich und könnte unerträgliche Situationen ſchaffen, daß auf dieſe
Weiſe der Oberbürgermeiſter und der Stadtverordnetenvorſteher
gegenübergeſtellt werden. Unter dem Belagerungszuſtand und
unter dem Generalkommando hat gerade der Magiſtrat am meiſten
gelitten und iſt manchmal an der Grenze ſeiner Geduld geweſen.
Die Polizei mußte aber ausführen, was ihr befohlen wurde. Sie
richten ſich mit Jhren Anklagen gegen das Werkzeug, nicht aber
gegen den Urheber der Tat. Herr Könnemann hat im Klüber
Prozeß nur ſeine Pflicht als Beamter erfüllt; frine Berufung iſt
aber ſchon ergangen, ehe noch an den Prozeß zu denken war. Ueber
die Ruhe, die nach dem Vorredner in Halle vor Einrücken der Noske
arden geherrſcht hat, kann man verſchiedener Meinung ſein. Auchger Magiſtrat iſt durch den Einzug völlig überraſcht worden. Jch

Maercker zu gelangen, aber die Maſſe ver
Warum iſt denn der Vorredner nicht hin

gegangen Wenn der Vorredner meint, der Oberbürgermeiſter
hätte ſich ſchützend vor die Stadt ſtellen ſollen, warum hat er ſich
dann nicht ſchützend vor mein Haus geſtellt, als es geſtürmt wurde.
Jch lache über Jhren Antrag! Er berührt mich gar nicht! Warten
Sie ab, was ich tun werde, ob ich Vertrauen zu Jhnen habe.

Stadtrat Tepelmann: Herrn Hildebrandts Angriffe waren
von keiner Sachkenntnis getrübt. Wir haben in größtem Maße
Kriegehilfe geleiſtet. Die Armenpfleger haben ihre Pflicht getan.
Aber meine Stellung wird überſchätzt, wenn man meint ich hätte
für 400 Leute die Verantwortung. Die Unterſtützungsſätze, die
wir feſtgelegt haben, ſind nur Richtlinien.

Bürgermeiſter Seydel:
Stadtv. Hildebrandt lächeln, aber die Art, wie er manche
auslegte, war ſehr betrüblich. Beſonders der Aufruf des
ſtrats ſollte nicht als geſchmacklos bezeichnet werden. denn
aus völlig verzweifelter und niedergedrückter Stimmung.
Oberbürgermeiſter war damals abweſend; ich
antwortung für den Aufruf in vollem Maße.
überraſcht von dem Einzug Maercker

Stadtv. Kleeis: Verſchiedenes, wa

habe ſogar verſucht, zu
hinderte mich daran.

inge
Magi-
er kam

Auch ich war ganz

och 22 000 Millionäre herrlich und in Freuden leben, iſt das Wort
»om Arbeiten eine Phraſe. Der intemationale Streik muß von
einer höheren Warte aus angeſehen n.

hat Berechtigung, aber vieles ſchießt über das Ziel hinaus.

kurzen Ausführungen des Stadtv. Kleeis zu Worte kam, erklären habe,

Wir lehnen den Antrag Hildebrandt ab.
Antrag:

tverordnetenverſammlung beſtehende
utation zu errichten. Dieſelbe hat die im S 656
ädteordnung dem Magiſtrat übertragenen Auf

insbeſondere die Anſtellung der Gemeindebeamten, vor
zubereiten und die allgemeine 7 der ſtädtiſchen An
gelegenheiten entſprechend dem 609 der Städteordnung zu bei

aufſichtigen.
möge dem Rechts und BVerfaſſungsausſchuß werDer Antra

wieſen werde
tadtv. Hildebrandt: Aus den Preſſeberichten über das

man erhy das Oberhaupt der Stadt
lt. uch dur ine Betätigung bei der

rrenhaus konnteg. reaktionär

ndspartei hat er dem größten Teil der Bevölkerung vorla

den Kopf ge Mancher Beamte war nur gezwungen in dieſPartei. e hätte dem Negierungepräſidenten
keine Auskunft r den Stadtverordneten Hennig zu geben

Wir haben die Befürchtung, daß Herr Ki iobjektiv gegen uns ſein wird. Bei dem S. S r
Das Sicherheits-gewinnen, wenn r herrſchte.

n tellen, um nicht mit den Noske-n in en W einru u kommen. Wir hatten keine Kenntnisdem Sturm auf die Vohnung des Oberbürgermeiſters, wir hätten
ſonſt uns gewiß dagegengewandt. Wir wollen nur, daß die Ver
waltung in neuzeitſlichem Geiſte geleitet wird. Wenn Herr Tepelmann ſich nicht mehr daran erinnert, daß ich mich an n gewandt

ſo iſt das kein Wunder, wenn man bedenkt, wie un eheuert
W doch damals ein ſozialdemokratiſcher Parteiſekreiär be
deutete. Jetzt will man gegen unſeren Genoſſen Kilian ein Er
preſſungsverfahren eröffnen auf Grund von protokollariſchen
Ausſagen, die Herr Seydel als Zeuge gegen Kilian gemacht hat.

Oberbürgermeiſter Rive: Das Gehalt für dieſes Jahr
er ich ja ſchon. Ueber meine Tätigkeit in der Vaterlandspartei

be ich mit keinem Veamten geſprochen, ich habe ſie völlig ausmeinen privaten und ſonſtigen Aeußerungen d gekiedee Die

Auskunft über den Stadtverordneten Hennig mußte ich gemäß F 62
der Städteordnung geben. Man hat während des General treiks
gegen mich Gewalt angewandt, aber die Führer von damals wollen
mich jetzt beſchützen, das beruhigt mich! Jm Falle Kilian wurden
wir ganz überraſchend vernommen und wir haben unſere Zeugen-
ausſagen pflichtgemäß gemacht. Wir werden von unſerem Stand
punkt der Sachlichkeit nicht um Haaresbreite abgehen.

Auch Bürgermeiſter Seydel bringt zum Ausdruck, wie unlieb
es ihm geweſen ſei, als Zeuge gegen Kilian vernommen zu werdenaber er habe ausſagen müſſen. Wenn es nach ihm ginge, blieben

dieſe Dinge im Schoße der Vergeſſenheit.
Nach einer Erwiderung des Dr. Tepelmann erklärt Stadtv.

Bock: Die Stadtverordnetenverſammlung muß das Recht haben.
Kritik auch am Oberbürgermeiſter zu üben, ja ſie muß ihn ſogar
abſägen können. Jch erkläre, daß Herr Hennig von dieſen heuti-
gen Auseinanderſetzungen bis kurz vor der Sitzung nichts gewußt
hat. Konflikte werden ſicher nicht entſtehen, denn Hennig gehört
auch zu den Leuten, die dieſe Sachen nicht tragiſch nehmen.

Namens der deutſchnationalen Fraktion verlieſt Stadtv. Stein
brück eine Vertrauenkundgebung für die vier Magiſtratsbeamten.

Stadtv. Albrecht Bei der Ablehnung des Gehaltes handelt
es ſich eben um den ſchärfſten Ausdruck unſerer Kritik. Wir ſind
der Anſicht, daß alle bürgerlichen Magiſtratsmitglieder mehr im
Sinne der Konterrevolution wirken. Wenn nun Sehdel ſagt, er
ſei von dem Einrücken der Truppen auch überraſcht worden, ſo
denken wir an Noskes Rede auf dem Parteitag der Rechtsſozialiſten,
wo er erklärte, daß ſeine Söldlinge nur dort hingekommen ſeien,
wo ſeine eigenen Parteigenoſſen es gewünſcht hätten. Das zeigt
uns, wer wirklich ſchuld an dem Einrücken der Noskegarden war,
Bahnhof in Härte gegen Sebdel. r demThiele und teilte mir ſofort die Adreſſe desGenerals Maercker mit, falls ich ihn beſuchen
wolle.Für die Demokraten verlieſt Stadtv. Herz feld eine Erklärung.
daß ſie zwar nicht mit allen Maßnahmen des Masiſtrats einver
ſtanden ſeien, daß ſie aber keine Veranlaſſung hätten dem Magi
ſtrat ihr Vertrauen zu entziehen. Stadtv. Kleeis: n ſind wir
wieder die Prügeljungen! Wir haben von Parteiwegen
nichts unternommen, um Truppen herbeizuholen. rg Von
Perſonenwegen! Thielel! Gr. Heiterkeit.) Der Antrag der
unabbängigen Fraktion wird mit 82 gegen 24 Stimmen
Der Antrag Kleeis wird rm Rechts und Verfaſſungsausſchuß
überwieſen. Kapitel 6 wird angenommen.Stadtv. Balke beantragt wegen der vorgerückten Zeit Vertagung.
Das wird angenommen mit Ausnahme zweier Punkte, die der
Stadiv. Bock ſofort behandeln möchte, da er in der nächſten
Sitzung nicht anweſend ſein kann. Auch ein Magiſtrateantrag in
einer Baufache ſoll noch beraten werden. Die e e äne
der Fachſchulen werden der Reihe nach angenommen em.
Stadiv. Voc jedesmal die Erläuterungen gegeben hatte.

Stadttheater.
Stadtv. Bock macht darauf aufmerkſam, daß der Plan nur für

ſieben Monate, vom 1. September 1919 bis zum 1. April 1920
gültig iſt. Jm Voranſchlag für das Gehalt des Jntendanten iſt
in Rechenfehler. Durch die Berichtigung erniedrigt ſich der Etat

um 5000 rk. Oberbürgermeiſter Rive wendet ſich gegen gewiſſe
Aeußerungen, die kürzlich in einer Sitzung des Bürgerausſchuſſes
über Theaterangelegenheiten gemacht worden ſind. Wenn HerrSachſe in den vergangenen Seſeet große Einnahmen gehabt habe,

ſo habe die Stadt nach dem Pachtvertrag ebenſoviel daran ver
dient. Nachdem noch verſchiedene Richtigſtellungen erfolgt waren,
wurde der Etat bewilligt.

Dem Antrage des Magiſtrats auf Bewilligung von 18 000 Mark
zur Errichtung einer Gasleitung in dem Kleinwohnungsbau auf
dem Roßplatze wurde nach Berichterſtattung des Stadtv. Reiwand
zugeſtimmt. Auch für den Kleinwohnungs am Mühlrain und
am Bergmannstroſt wurden 806 107 Mark nach der Begründung
des Antrages durch Frau Dr. Lange bewilligt.

Da die Hälfte der Tagesordnung nicht erledigt wurde, u am
tatt

Der heimlich mit ſeiner Familie im
ich übernehme die Ver Bodenſees an das Schweizer Ufer nach Boddighofen geflüchtet.

Hildebrandt re nunWas auffallend,
hei dem Generalſtreik geſchehen iſt. kommt auf das Konto der Ur wird, allen Paßſchwierigkeiten zum

Freitag eine außerordentliche Sitzung des llegiumsfinden. Schluß der Sitzung 94 d

Allerlei.
Prozeß gegen Neurings Mörder.

Am 21. Juli begann vor dem Schwurgericht in Dresder
der Prozeß gegen elf Angeklagte wegen der Ermordung des ehe
maligen ſächſiſchen Kriegsminiſters Neuring. Die Angeklagten ſin
meiſt junge Leute im Alter von 20 bis 25 Jahren. Unter den Ver
teidigern iſt auch Th. Liebknecht. Der Angeklagte Schloſſer Allme

widerrief in der Verhandlung das Geſtändnis, welches er am 16. Ju
abgelegt hatte. Er erklärte, durch Hunger im Unterſuchungsgefängni
zu dem Geſtändnis gezwungen worden zu ſein. Der Angeklag
Seemann Bartſch hat an der Seeſchlacht am Skagerrak teilgenomme
Er beteiligte ſich ſpäter an den Vorgängen in Kiel. Er gibt zu
der Ermordung des Kriegsminiſters teilgenommen zu haben.

Jch mußte über die e 22 Flucht des „Prinzen“ Max von Baden.
Wie aus Karlsruhe gemeldet wird, iſt der letzte Reichskanzler
deutſchen Monarchie, der ehemalige Prinz Max von Bade

otorboot vom badiſchen Ufer

Grund dieſer Flucht iſt vollkommen unklar, denn die ganz z
tendenziöſen Nachrichten, daß er aus Furcht vor einem Anſ
Kommuniſten geflohen ſei, ſind natürlich lächerliche Mache.wie leicht es ſolchen Perſönlichkeiten immer noch gemTrog, ins Ausland zu du



Halle und Saalkreis.
Halle, den 23. Juli 1919.

An die Eltern der arbeitenden Jugend
Wir richten uns mit einer d dend Für Sonntag, 27. I Aird die arbeitende

d in Halle einen Bezirksjugendta en. Wir benötigen
zun für die Nacht vom Sonnabend zum Sonntag eine AnzahlRNachtquartiere und es wäre erwünſcht, wenn die Shle eiegenbelt

keſtenlos geboten würde. Das erwachſene Proletariat kann uns unter
ſtützen, damit der Jugendtag eine machtvolle Kundgebung wird. Wer
Rachtquartier geben kann, melde ſeine genaue Adreſſe in den Ver
anftaltungen der Jugend oder bei dem Genoſſen Walter Fehſe, Halle,
Triftſtraße 17 L Freie ſoz. Jngend. Ortsgruppe e

Die Volkshochſchule in Halle.
Das längſt von der Arbeiterſchaft geforderte Volksbiſdungs

inſtitut ſoll nun am 11. Oktober 1919 eröffnet werden. Die Ver

igend in

auftaltungen finden in der Univerſität Katt, die ihre Räume in
der Abendzeit von 7 bis 9 Uhr dem neuen Unternehmen zur Ver
fügung ſtellt. Soweit dieſe Räume nicht ausreichen, ſollen ſtädtiſche
Fchulgebäude benutzt werden. Von den Teilnehmern an den Lehr
ängen und Vorträgen ſoll ein geringer Beitrag erhoben werden.

Ziel der Kurſe ſoll Vertiefung der Bildung und allgemeines
Wiſſen ſein. Vorausſetzung iſt Volksſchulbildung, de en auch
Vorträge gehalten werden, die an die Vorbildung ſichere An
n ſtellen. Es ſollen Vorträge, Lehrgänge, (durch

uſeen uſw.) und Feſtfeiern geboten werden. earbeitet werdenſoll außerdem in kleinen Arbeit meinſchaften, wie es in den
Aniverſitätsſeminaren geſchieht. iskuſſionen über Politik und
Religion in größeren Verſammlungen ſind unterſagt. Es iſt in
einer erneuten Sitzung ein Verwaltungsausſchuß aus vier Per-
ſonen und ein Studienausſchuß eingeſetzt worden. Letzterer be
d aus den Teilnehmern, die zu den bisherigen Sitzungen ge
aden waren. Es ſind dies rund 40 Perſonen. Aus dieſem e

ren Kreis iſt ein Arbeitsausſchuß gewählt worden, der aus ſieben
Perſonen beſteht. Sein Vorſitzender iſt Profeſſor Menzer. An
dem größeren (Studien-) Ausſchuß iſt auch das Gewerkſchafts-
kartell mit drei Vertretern beteiligt.

Tagesordnung für die außererdentliche Sitzung der Stadt
veroröneten am Freitag, den 25. Jnli 1919, nachmittags 4 Uhr.
Oeffentliche Sitzung: Antrag auf Neuausarbeitung der Ge-
ſchäftsordnung. Haushaltsvlan für 1919: Grundeigentum, Berechti-
güngen, Gewinnbringende Unternehmungen, Poli eiverwaltung, Staats
und Provinzialangelegenheiten, Kirchenweſen, Muſeum, Zoologiſcher
Garten, Armen- und Fäürſorgeweſen, Jugendamt, Feuerlöſchweſen,
Bauwefen, Stadtentwäſſerung, Straßenreinigungsweſen, Straßen
veleuchtung, Gartenverwaltung, Oeffentliche Geſundheitspflege, Arbeits
amt, Wohnungsamt, Sonſtige gemeinnützige Zwecke, Statiſtiſches Amt.
Bewilligung eines Betrages antäßlich der Rückkehr der Kriegsgefange-
nen. Feſtſetzung der Styaßeneinheiten für die Wörthſtraße. Aus-

ihrung eines neuen Waſſerdruckrohres. Beſchaffung von Gasmeſſern.
Zahl von Mitgliedern in den Vorſtand der Bankier Ernſt und Anna
r Anrechnung von Kriegsdienſtzeit. Geſuch umiedereinſtellung oder Bewilligung einer Rente. Gefuch um Lohn
nachzahlung. Beſchwerde über eine Entſcheidung des Mieteinigungs-
eantes. Geſuch um gen der Teuerungszulage. Bewilligung
von Witwen- und Waiſengeld. Geſuch um Weiterbeſchäftigung. An
wag betr. Nutzbarmachung von Bodenſchätzen. Anfrage betr. Beſchaffung von Jnorreh un h für die Bevölkerung. Doppel

gleiſiger Ausbau der Linie M t
Rente. Mittelbewilligung für den Arbeiterrat. BethckeLehmann-
Etiſtung, Nachbewilligung. Annahme eines Kapitals. Landesver-
Kerßerung Liebenauer Straße. Nichtöffentliche Sitzung: Ge-
haltsregulierung. Bewilligung eines Gehaltszuſchuſſes. Seſuch um
Gehaltsregulierung. Anſtellung von fünf Beamten. Schiedsmanns-
wahbl.

Ter ber e Korpsſtudent. Haltung, im Suff, iſt be
h h äße mmer die Uüellet r Heiterkeit für weniger blode Leute bildet. Dieſes

chite Sebot verletzte aber am vergangenen Sonntag abend ein
lches Jüngelchen, vielleicht ein „Fuchſenſchtvein“, das voll des

edlen Saftes, die ruhig es Weges en „Philiſter“ mit
7 Stocke überfiel. Aber, o weh, bald hieß es: Philiſter über

„Simſon, und der ehrenwerte m eudaler oder bour-
i Herkunft, der ſeine „gute Kinderſtube“ dadurch bewies,
a er auch Frauen angriff, machte nähere Bekanntſchaft mit
ans proletenhaften derben Fäuſten. Nach einer reichlichen Tracht
rügel, die die nicht ſatisfaktionsfähigen „Knoten“ ver-

abfolgten, verſchwand der ſehr ſchnell nüchtern Gewordene im
Korpshauſe der „Boruſſen“, wo er noch eine Zeitlang von der
Wirkung proletariſcher Tatkraft e eweſen ſein dürfte.Seinen Stock und ſeinen Schlüſſel kann ßer edle Boruſſe von
unſerer Redaktion abholen, wenn er mal gelegentlich wieder
in nüchternem Zuſtande befinden ſollte

Die Partei der inneren Verlogenheit, die ſozialpatriotianſcheinend auch die Partei der r

Kentung!

r r*

arkt-Ranniſcherplatz. Bewilligung einer

Ein ernſtes Buch
nur für Erwachſene!

des vom er

z ten. die h W abonniert hätten Und das Wurſt
kein bekommen Aber wegen ſeines

mannhaften Auftretens deim Generalſtreik hätte es einen rapiden
g genommen. Und ſo mannhaft war das Auftreten, da

einige Unternehmer glaubten, ihren Jntereſſen
u dienen, wenn ſie das Blatt fär eine ihreret Und zuletzt ein Beweis der alle boshaften

titer zu Boden ſchmettert: Die Redaktion wähte nichts von dieſen
italiſten- Abonnements äq geet Laß deine rechte Hand nicht

wiſſen, was deine linke tut Nun iſt es kein Wunder, wenn dieſes
von Kapitaliſten geſpeiſte Preßreptil e den internationalen Streik

tzte. Das mußte es tun, das war ſeine Pflicht, dafür wurde es
zahlt. Aber wir möchten doch dem geiſtesblitzenden Leitartikler

raten, etwas weniger mit der Schere zu arbeiten und nicht alle Lügen
ſeines hohen Vorbildes, des Vorwärts, ſklaviſch zu übernehmen, ſinte
mal ihm bekannt ſein dürfte, daß kein Blatt ſich in den letzten
Monaten blamiert hat, als der Vorwärts. Der Vorwärts drurkt
aus unſerm Mänchener Parteiblatt, Der Kämpfer v 17. Zu eine
angebliche Zuſchrift der der S. D. ab, in der
greg wird, daß eine Aktion der U. S. P. D. für den 21. Juli nicht
eabſichtigt ſei; ein Grund für einen Demonſtrationsſtreik liege nicht

vor. Demgegenüber ſtellen wir ſeſt, daß eine ſolche Zuſchrift nnſerer
Parteileitung nicht erfolgt iſt und nicht erfolgen konnte, da der Auf
ruf der Parteileitung, der zu der Kundgebung aufforderte, bereits am15. Juli beſchloſſen war uud im Morgenblatt der Freiheit am
16. Juli erſchienen iſt. Aus dieſer Ente des Vorwärts aber macht ſein
Ableger in Halle einen ganzen Leitartikel, um noch nachträglich die
eher e Demonſtration der Halliſchen Arbeiter zu begeifern. Nun
iſt der Vorwärts reingefallen und der kleine Kläffer hat vergebens
die Hinterpfote erhoben. Die Halliſche Arbeiterſchaft aber hat wieder
einmal den Beweis, wer die kläglichſte Rolle bei dieſem treich ge
ſpielt hat.

Die Halliſche Plandertante aus ver Leipziger Straße machte
ihren paar Leſern am Sonnabend ein reizendes Geſchenk in Geſtalt
eines Blumenſtraußes „Stiminen in die Zeit“. Einige Sommerblüten
daraus intereſſieren beſonders! Aus dem Großen Hauptquartier
Kolberg: „Wir traten alle aus dem großen Saal heraus, an drei
hundert (1I) Offiziere „Was das nugtzloſe Hauptquartier
Kolberg“ mit dreimalhundert Offizieren für ein Heidengeld koſtet,
Noskel „Währenddeſſen marſchierten, von Fackeln begleitet, unſere
vereinigten drei Kapellen (0) beran, die Adjutanten zu Pferde
rechts und links und die Tamboure und Spiellente nahmen Auf
ſtellung.“ Mein Gott! Drei Muſikkapellen! Man ſieht, die Herrenverſtehen auch noch bei „gemeinſamer Arbeit in ſchwerſter Zeit“ zu
leben. Dieſe Adjutantenpferde können getroſt abgeliefert werden,
Roske! „Die bekannte Reſolution vom Juli 1917 war ein großer
politiſcher Fehler. Als ſie in London und Paris bekannt wurde, bat
man ſich dort die Hände gerieben und grifſſend n Sie
bald am Ende!“ ünd, liebe Tante? Warum verſchweigſt du: Das
haben unſere „Führer“ auch gewußt, und trotzdem hat Ludendorff
Taufende weiter in den Tod gejagt Das war aber keine politiſche
Dummheit wie du meinſt, ſondern ein ungeheures Verbrechenl
Weiter plaudert die Tante „Ein Oeſterreicher ſchrieb an mich: „ZumHerrſchen gehört Vernunft und Gewalt! Bei uns hat es an beiden
efehlt.“ Und bei den Preußen, liebe Tante? Die Dummheitderrſchte und mißbrauchte die Militärgewalt! Die

ſchönſte Blüte zuletzt: „Und was ſind die Folgen jener (von
der U. S. P. D. Die Red.) geforderten Gleichheit der Aufhebung
der ſozialen Unterſchiede? Der Strebſame wird gleichgeſtellt dem
Faulen, der Befähigte den Untüchtigen, der Sparſame den Ver
ſchwender.“ Großartig, Tantchen! Ueberſetzt ins praktiſche Leben
wünſchft du alſo: Der Arbeiter ſoll verdrängen den faulen Schieber
und Kriegsgewinnler, der befähigte Sohn des Volkes ſoll an die
Stelle des untüchtigen Kapitaliſtenſöhnchen treten, der ſparſame Menſch
aber den verſchwenderiſchen Schmarotzer zum Teufel jagen, von dem
die Freiheit Nr. 292 ſchreibt, „daß ihm ein Abend mehr koſtet,
als eine r Familie i Watg verbraucht!“Wenn du das ſo verſtanden wiſſen willſt, Halliſche Plaudertante,
warum ſagſt du's nicht. giäg ſo ar nach ſeiner Reukonſtituierung die
Arbeit wieder ordnungsmäßig aufgenommen, der Plan für den Winter
iſt in Vorbereitung, weitgehendſte Verbindungen ſind bereits an
geknüpft. Der Bildungs Ausſchuß wird demnächſt mit Veranſtaltungen
auf den verſchiedenſten Gebieten in die Oeffentlichkeit treten. Etwaige
Sondervorſchläge können noch rn werden und ſind möglichſt

ſndet 7 r Le e re e Sitzungin dieſer Woche noch nicht ſtatt, da einzelne Berhandlunnoch gar ſind. e hanviiengen
r die Kriegsgefangenen. Die mitteldentſchen Kriegsgefangenenwerden im Lager Altengrabow aufgenommen. Dort c en für

40 000 Mann und Offiziere. Hier wird auch die erforderliche Quaran
täne ſtattfinden. Von dort aus werden die ehemaligen Gefangenen
in die Heimat entlaſſen.

Salzheringe im freien Handel. Vom 1. Auguſt an wird diReichsfiſchverſorgung die eingeführten Salzheringe Durch den freien

Handel abſetzen. Die Einfuhr erfolgt nach wie vor durch die Reichs

r r J gen r W tritt keine Aende-mtliche anderen FiſchwaBeſtimmungen ihre volle Gültigkeit. en. bedatten iel vioveriges

Bilder kla ſt 7 und einer dramati2 einander z n e echtfer
n

damit ein Meiſterwerk
Der in drei Zeitabſchnitten ſchpielende Film

von malertſcher
Beſte iſt der erſte Teil, der ten Rom

r

te, glä dVor und dritter Teil ſind. e darſtelleriſch, gut ge
lungen.

Stadttdegter. Mittwoch, abends Uhr, wird das Luſt
ſpiel Kümmelblättchen wi lt. r Freitag Steinunter Steinen, Sonnabend Martha Sonntag nachmittag 8 Uhr
Volksvorſtellung bei ganz kleinen ſen Jugend, Sonntag abend
zum Beſten der Wohlfahrtskaſſen der Genoſſenſchaft Deuſcher Hühnen
pgehhriag und des Deutſchen Bühnenvereins Hannerl, Singſpiel
von Dr. Willner und Heinz Reichert. Muſik von Franz Schubert.
bearbeitet von Prof. Lafite.

e 20. Diſtrikt. Am Donn den 24. Juli, abends 8 Uhr, iſt
im Lindenhof zu Kröllwitz eine Diſtriktsverſammlimg. Da verſchiedene
er wichtige Parteiangelegenheiten geregelt werden ſollen, ſo iſt die
Teilnahme aller Mitglieder erforderlich.

Zuſammenſtoß. Geſtern ſtieß in der Leipziger Straße ein Rad-
fahrer mit einem tdreirad zuſammen. Das Fahrrad wurde ſtark
beſchädigt. Der Radfahrer ſelbſt erlitt mehrere Hautabſchürfungen
im Geſicht und an den Händen.

Lieskan. Gemeindevertreterſidung. Zunächſt wurde über
die Klärung der Beſitzfrage des Schulgckers verhandelt. Da der
a ſowohl wie die Eintragung deim Kataſteramt und im Grund-

bringt te Bilder. Aber auchſri

buche auf die Gemeinde lautet, die Kirche den Beſitz aber für ſich
in Anſpruch genommen hat, ſoll die Angelegenheit einem Rechtsanwalt
übertragen werden, der vom Kreisausſchuß beſtimmt wird. Der
frühere Beſchluß über Erhebung von Grabſtättengebühren wurde auf-
gehoben. Die Beſtattung findet in Zukunft, ohne Unterſchied, unent-
geltlich ſtatt. Für die Dauer der Wohnungsnot und bis auf Wieder-
ruf durch die zuſtändige Behörde ſoll in Uebereinſtimmung mit dem
vom Kreiſe in Ausſicht genommenen Mieteinigungsamt ein Zuzugs-
verbot erlaſſen werden. Kündigungen von Wohnungen ſind von
Mietern und Vermietern zehn Tage vor dem Termin der Wohnungs-
kommiſſion zu melden. Die Pflaſteransdeſſerungsarbeiten ſollen in
Kürze vorgenommen und die Jntereſſenten nach
abgaben zu den Koſten beitragen. Die Verſorgung mit Kohle geſchieht
nach den allgemeinen Beſtimmungen der Kohlenverteilungsſtelle. Der

den Kommunal

Obſtänhang wurde dem Pächter Fricke zugeſchlagen, und dieſer muß
das Obſt ausſchließlich an die Gemeindeeinwohner zu einem noch zu
beſtimmenden Preiſe abgeben. Eine ganz ſonderbare Haltung nahmen
einige bürgerlichen Vertreter gegen den Gemeindevorſteher ein bei der
Erörternng von Uebergriffen und Mißhandlungen von Schulkindern
durch die Lehrer. Ein Lehrer beleidigte einen »nſerer Vertreter,
Als dieſer die Beleidigung gebührend zurückgab, verlangten die bürger
lichen Vertreter vom Gemeindevorſteher, den Lehrer in Schutz zunehmen, was dieſer natürlich ablebnte. So verſtehen dieſe dürger-lichen Ordnungshelden nach ihrer Meinung Recht und Gerechtig

Teicha und Umgegend. Diſtriktsverſammlung. Am
Donnerstag, den 24. Juli, abends 8 Uhr, findet im Gaſthaus Stieler
in Groitſch eine Verſa lung der Mitglieder des Sozialdemokratiſchen
Vereins (U. S. P.) ſtatt.

Mücheln. h ng der U. S. P. am Sonntag im
Schützenhaus, nachmittags 2 Uhr. Tagesordnung Bericht vom Be-
zirkstag, Vorſtandswahl, Kaſſenbericht und Stand der Organiſation,
Verſchiedenes. Zum Einlaß berechtigt nur Mitgliedekarte.

Allerlei.
Negerhetze in Amerika.

Times meldet aus Waſhington, daß dort am Sonnabend eine
Ha jagd auf die Neger getr veranſtaltet wurde. Die
e c n den ichen Monaten weiße Franen voregern überfallen worden waren. (7) Mehrere hundert Soldaten und
Matroſen und über tauſend Zivilperſonen unternahmen einen allge
meinen Angriff auf die Neger, die durch die Straßen gejagt, aus
den Trams und Autos geriſſen und r mißhandelt

iewurden. Zur Unterdrückung der U laufgeboten werden. z nruhen mußte Polizeireſerve
Dampferverkehr Danzig Amerika.

Nachdem nunmehr die Blockade aufgehoben iſt, ſind

Block owdeutſchen als auch die amerſaniſetn Schiffe dcſen Gaſt 55 e

bemüht, wieder regelmäßige Schiffsverbindungen zwiſchen
Deutſchland und Amerika herzuſtellen. Wie jetzt aus
Danzig gerpelret wird, hat eine amerikaniſche Reederei die Ab
icht, neben den vor dem Kriege beſtehenden Linien amburg
merika und Bremen Amerika auch noch einen en

r r r Danzig einzurichten, welcher
er oſteuropäiſchen erun egenheifahrt nach Amerika bieten ſoll. 9 rregenteit zur Reden

Zu Kinder und Aas 6ch WClalshng der Jungftun

von Hans Alexander.

ut am 25. und 26.
dringende Lebensmittel als Eilgut

Gartenfesten!
S Volonaiſenſtäbe. Fahnen, Laternen, ſowie

viele bunte Kinderbeluſtigungs- und Ver
loſungs Artikel, Girlanden- und Garten

Dekorationen empfiehlt 2628

Paul Lange
Die Geſahren d chenTel. u e n. e K ich rtMerſeburger Straße 168 (Nähe Riebeckplagz). erzghure de ſ2 fie Reindeit. ns G ts ka n

dwirr e empfiehlt Volksbuchhanilung, Harz 4244.
We Id. Pilot-Joppenanzüge.
imtliche Knaben, Burſchen- und Männergrößen

in einfacher Verarbeitung und Sportform.
aue Köperanzüge, er Barchenthemden,

reinwokene Herrenanzugſtoffe.

Aus dem Jnhalt:
Fort mit dem Klapperſtorch-Märchen
Die ſchweren Folgen der ſexuellen

ſſenheit.
J. chlechtsreife. Der Geſchlechtstrieb.

e nſtruation und ihr
Die Verführung.

Welche Männer ſoll man nicht heiraten
Wie erwirbt und erhält man ſich die Liebe

eines
Das Seſchlechtsleben des Mannes.

Jlluſtionen des Liebeslebens.
Warum bieiben ſo viele Mädchen ſtgen
Was jedes Mädchen undvor und vor der Ehe wi en muß.

Einſchränkung des Eil u.
Frachtſtückgutverkehrs.
r Halle wird die Annahme von Eil und Fracht

uli 1919 geſperrt. Nur

alle (Saale), den 28. Juli 1919.S Eiſenbahn Verkehrsamt.

T „--—[C C

Stadtwerordneten-Fraktion. g..teag Stadchaus,

Neu! Achtung! Neu
Tanz-Kontroller,

Eintritts- und GarderobenBlocks,
Saal- Poſtkarten g680

zugelaſſen

Unwi führung ausbleiben.

um gütige Auftragserteil

Holzdrechslerel Elxlehen, ar Zren,
Eisleben, Markt 51 Eingang Judempfiehlt ſich r n z tet Auser vorkommenden einſchla

m Drechsler arbeiten
und bittet bei Bedarf um gefl. n vtignng J

Inhbaber: wieder eingetroffen.

Tel. Tel.Paul Lange,
Kurz u. Galanteriewaren-Großhandlang.
Werſeburgerſtraßze 168 (Nähe Riebeckplatz).

gigen

ung.

Gurtriemen- Stücke
für Pantoffelſohlen ſich gut eignend, ver

Mannes

werden eingeſtellt.

ede Frau u mee bei Raurerpaller
eubau Beamtenhaus bei Grube

Paul Sauer, v. Das Buch iſt in erſter Linie für alle junge Mädchen bedie den feſten Willen haben, nicht in re nie anigerh

edem Manne, der einen Tinblick in das Sexnalempfinden ded
:3 23 BWeibes gewinnen will, nur empfohlen werden.

Maurer Arbeiter
äring, önterrvöln

Sierniteht, hale

Todesanzeige.
Allen Verwandten, Bekannten, ſowie ſeinenVereins und Verbandstollegen die betrübende

Nachricht, daß unſer Vater und Großvater, der
baugewerbliche Werkführer a. D.

*1862

Kupfervamnter.

Schulhücher
Artden Gefahren des exuellen Lebens aus tn an Frauen un Wer endet T t Stger Feder weiſe heRatgeber und Warner ſein. Seine Leftüre kann auch z e c beim

n

Jäncler, Hausferer
m preiswert die bekannteſten Schuhereme-
ken „Wirtin“ und „Pils“, Lederfett, Back8, Rähmaſchinenöl und andere tzmittel,
owie haltbare Hanfgarn-Schnürſenkel bei
Losse, Halle a. S., Dessauer Str. 5.

e Broſch. M. 450,
einſ. (poſtl. u. a. Fel

Zu beziehen dom
Ferlag WVy Härtel Go. Machf., Lelpzig,

30 43.Johannisgasse
Nachnahme 59 Pfennig Zuſchlag.)

eb. M. portofr. gegen
ßadr. nur geg. Voreinſ.).

orniſter 2c.
Jolxs Buchuandlun,,

e a. S., Harz 42 44.
*1880

Spiralhohrer
aus Kohnellastahtu. Werkzeuxstahl r fein

zmittel engros. Fernſprecher 4663. 2228
Vertreter geſucht. partelschrlkten vent e et InesBuch on lin Kielandlung.

ür die vielen Be

lieben Tochter

z wir allen, diee Sarg ſo rei
i ſani ſten Dank

unſern en Dank.Seſonderen San auch

errn Paſtor Richter

m Namen
interbliebenen:

Walter Klauser und Frau.

Friedrlcn Vllhelm Gramann
nach einem tatenreichen Leben im Alter von
77 Jahren im EliſabethKrankenhaus II (Bar
baraſtift) an Altersſchwäche heute für immer
ſanft entſchlafen iſt.

Halle (S.), Exfurt, Hambury, den 22. Juli.
Jm Namen der Hinterbliebenen

Hermann Gramann nebſt Familie,Halle (S.), Merſeburgerſtr. II. e

rzl. Teilnahme,
inſcheiden unſ.

2761

mit
ſchmückten,

Von Kranzſpenden bitten wir gütigſt abſehen
J zu wollen.

Die Einäſcherung findet ſtatt am Sonnabend
den 26. Juli, mittags 1 Wahl der kleinen

e Grubrede.

J Kopelle im Krematorium in
friedhof, Landrain).

lle (Gertrauden
2772
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